Stadt Ziirich 1941-1968
Gemeinderat

Substanzielles Protokoll 103. Sitzung
des Gemeinderats von Zirich

Mittwoch, 1. Juni 2016, 17.00 Uhr bis 19.42 Uhr, im Rathaus

Vorsitz: Prasident Roger Bartholdi (SVP)
Beschlussprotokoll: Sekretar Mark Richli (SP)
Substanzielles Protokoll: Iris Kupecky
Anwesend: 119 Mitglieder

Abwesend: Markus Hungerbiihler (CVP), Guido Huini (GLP), Martin Luchsinger (GLP), Joe A.
Manser (SP), Guido Trevisan (GLP), Reto Vogelbacher (CVP)

Der Rat behandelt aus der vom Présidenten erlassenen, separat gedruckten Tagliste folgende
Geschéfte:

1. Mitteilungen

2. 2016/155 * Weisung vom 11.05.2016: STP
Stadtentwicklung, «Wohnpolitischer Grundsatzartikel in der
Gemeindeordnung», Stand Umsetzung, Berichterstattung an
den Gemeinderat

3. 2016/162 * Weisung vom 18.05.2016: FV
Finanzdepartement, Unfallversicherung Stadt Zirich (UVZ),
Genehmigung von Geschéftsbericht und Jahresrechnung 2015

4, 2016/164 * Weisung vom 18.05.2016: VHB
Amt fir Stadtebau, Teilrevision Nutzungsplanung Erweiterung
VBZ-Busgarage Hardau mit Werkhof ERZ, Zirich-Aussersihl,
Kreis 4

5. 2016/157 * Postulat von Samuel Balsiger (SVP) und Christoph Marty (SVP) PV
E vom 11.05.2016:
Ausbildung und Ausristung aller Frontpolizisten mit Tasern

6. 2016/167 * Postulat von Matthias Probst (Griine) und Dr. Davy Graf (SP) VHB
E vom 18.05.2016:
Gebiet in stadtischem Besitz entlang der Thurgauerstrasse,
Entwicklung als autoarmes Quartier

7. 2016/168 * Postulat von Derek Richter (SVP) und Rolf Muller (SVP) vom VGU
E 18.05.2016:
Private Heizanlagen, Durchfihrung von Messungen durch kon-
zessionierte Fachbetriebe
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Postulat von Roger Tognella (FDP) und Andreas Egli (FDP) vom
18.05.2016:

Personenwagen der stadtischen Dienstabteilungen, Erneuerung
mit einem Elektromobilitdtsanteil von mindestens 20 %

Postulat von Matthias Probst (Griine) und Markus Kunz (Griine)
vom 18.05.2016:

Einfuhrung eines Abgabesystems von Cannabis an Personen,
die aus medizinischen Griinden Cannabis konsumieren dirfen

Postulat von Markus Knauss (Griine), Christian Traber (CVP)
und 7 Mitunterzeichnenden vom 18.05.2016:

Durchsetzung des Nachtfahrverbots in stark belasteten Wohn-
guartieren, Ausarbeitung eines neuen Konzepts unter Einbezug
der betroffenen Bevdlkerung

Weisung vom 13.04.2016:
Elektrizitatswerk, Beteiligung an einer Produktions- und Ver-
triebsgesellschaft, Erhéhung Objektkredit

Weisung vom 04.03.2015:

Dringliche Motion der SP-, SVP-, FDP-, CVP-Fraktion und

4 Mitunterzeichnenden betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine
Verlegung zum Bahnhof Altstetten, Bericht und Abschreibung

Weisung vom 03.06.2015:

Dringliche Motion der SP-, Griine-, AL-Fraktion und 4 Mitunter-
zeichnenden betreffend Realisierung eines Velowegs Uber die
Hardbriicke, Bericht und Abschreibung

Weisung vom 09.09.2015:

Dringliche Motion von Niklaus Scherr (AL) und Albert Leiser
(FDP) betreffend befristete Senkung der ERZ-Gebuhren fir Ab-
wasser und Abfall in Form eines Bonus, Bericht und
Abschreibung

Weisung vom 09.09.2015:
Tiefbauamt, Baulinienvorlage «Einhausung Schwamendingen»,
Festsetzung

* Keine materielle Behandlung

Mitteilungen

Die Mitteilungen des Ratspréasidenten werden zur Kenntnis genommen.
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Geschafte

2016/155

Weisung vom 11.05.2016:

Stadtentwicklung, «Wohnpolitischer Grundsatzartikel in der Gemeindeordnung»,
Stand Umsetzung, Berichterstattung an den Gemeinderat

Die Zuweisung an die SK PRD/SSD gemass Antrag des Stadtrats war an der Biiro-
sitzung vom 30. Mai 2016 umstritten.

Ezgi Akyol (AL) stellt namens des Blros den Antrag auf Zuweisung an die SK FD: Das
Finanzdepartement ist grundséatzlich flr wohnpolitische Weisungen zustandig. Der
Grundsatzartikel entstand als Gegenvorschlag dieser Kommission zu Volksinitiativen.
Es besteht der Wunsch nach Berichterstattung nach vier Jahren.

Weitere Wortmeldungen:

Roger Liebi (SVP): Diese Vorlage ist mit Stadtentwicklung Ubertitelt. Selbstverstandlich
geht es um Stadtentwicklung. Das Finanzdepartement ist fir das Bezahlen da. Fur die
Stadtentwicklung ist die SK HBD/SE zustandig. Ich kann nachvollziehen, dass dieses
Geschéft in die Finanzkommission verlegt werden soll. Es geht aber um die Entwicklung
der ganzen Stadt, deshalb gehort es in die entsprechende Kommission.

Niklaus Scherr (AL): Roger Liebi (SVP) hat nicht realisiert, dass ein Antrag vorliegt,
dieses Geschaft der SK PRD/SSD zu liberweisen. Wir opponieren gegen diesen Antrag.
Als Verfasser dieses Grundsatzartikels kann ich sagen, dass ein wesentlicher Punkt die
wiederkehrende Berichterstattung ist. Es erscheint mir naheliegend, dass die Kommissi-
on, die diese Bestellung aufgegeben hat, auch den Bericht zugewiesen bekommt. Die
Finanzkommission ist die Kommission, die eine ausgiebige Diskussion zu diesem vom
Volk angenommenen Gegenvorschlag initiiert hat. Auch die Initiativen wurden dieser
Kommission Uberwiesen.

Dr. Urs Egger (FDP): Die FDP ist der Ansicht, dass diese Vorlage in die Finanzkom-
mission gehort. Es geht um entscheidende Fragen der Finanzierung. Es ist sinnvoll,
dass Finanzfragen dort behandelt werden.

Der Rat lehnt den Antrag des Stadtrats mit 21 gegen 91 Stimmen (bei O Enthaltungen)
ab.

Damit ist das Geschéft der SK FD uberwiesen.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/162

Weisung vom 18.05.2016:

Finanzdepartement, Unfallversicherung Stadt Zirich (UVZ), Genehmigung von

Geschaftsbericht und Jahresrechnung 2015

Zuweisung an die RPK gemass Beschluss des Biros vom 30. Mai 2016
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2016/164

Weisung vom 18.05.2016:

Amt far Stadtebau, Teilrevision Nutzungsplanung Erweiterung VBZ-Busgarage
Hardau mit Werkhof ERZ, Zirich-Aussersihl, Kreis 4

Zuweisung an die SK HBD/SE gemass Beschluss des Biros vom 30. Mai 2016
2016/157

Postulat von Samuel Balsiger (SVP) und Christoph Marty (SVP) vom 11.05.2016:
Ausbildung und Ausristung aller Frontpolizisten mit Tasern

Gemass schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Polizeidepartements namens des
Stadtrats bereit, das Postulat zur Prifung entgegenzunehmen.

Karin Rykart Sutter (Griine) stellt namens der Grine-Fraktion den Ablehnungsantrag.
Damit ist das Geschéft vertagt.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/167

Postulat von Matthias Probst (Griine) und Dr. Davy Graf (SP) vom 18.05.2016:
Gebiet in stadtischem Besitz entlang der Thurgauerstrasse, Entwicklung als auto-

armes Quartier

Gemass schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Hochbaudepartements namens
des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prifung entgegenzunehmen.

Peter Schick (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag.

Damit ist das Geschéft vertagt.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/168

Postulat von Derek Richter (SVP) und Rolf Muller (SVP) vom 18.05.2016:

Private Heizanlagen, Durchfiihrung von Messungen durch konzessionierte Fach-

betriebe

Gemass schriftlicher Mitteilung ist die Vorsteherin des Gesundheits- und Umweltdepar-
tements namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prifung entgegenzunehmen.

Es wird weder ein Ablehnungs- noch ein Textdnderungsantrag gestellt.
Damit ist das Postulat dem Stadtrat zur Prifung Gberwiesen.

Mitteilung an den Stadtrat



1947.

1948.

1949.

1950.

103. Sitzung vom 1. Juni 2016

2016/169

Postulat von Roger Tognella (FDP) und Andreas Egli (FDP) vom 18.05.2016:
Personenwagen der stadtischen Dienstabteilungen, Erneuerung mit einem
Elektromobilitatsanteil von mindestens 20 %

Gemass schriftlicher Mitteilung ist der Vorsteher des Departements der Industriellen
Betriebe namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Prifung entgegenzunehmen.

Peter Schick (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag.

Damit ist das Geschéft vertagt.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/170

Postulat von Matthias Probst (Griine) und Markus Kunz (Griine) vom 18.05.2016:
Einfihrung eines Abgabesystems von Cannabis an Personen, die aus medizini-

schen Grinden Cannabis konsumieren dirfen

Gemass schriftlicher Mitteilung ist die Vorsteherin des Gesundheits- und Umweltdepar-
tements namens des Stadtrats bereit, das Postulat zur Priifung entgegenzunehmen.

Peter Schick (SVP) stellt namens der SVP-Fraktion den Ablehnungsantrag.
Damit ist das Geschéft vertagt.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/171

Postulat von Markus Knauss (Grune), Christian Traber (CVP) und 7 Mitunterzeich-
nenden vom 18.05.2016:

Durchsetzung des Nachtfahrverbots in stark belasteten Wohnquartieren, Ausar-
beitung eines neuen Konzepts unter Einbezug der betroffenen Bevélkerung

Beschlussfassung tber den Antrag auf Dringlichkeit von Markus Knauss (Griine) vom
25. Mai 2016 (vergleiche Beschluss-Nr. 1924/2016)

Die Dringlicherklarung wird von 72 Ratsmitgliedern unterstitzt, womit das Quorum von
63 Stimmen gemass Art. 88 Abs. 2 GeschO GR erreicht ist.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/116

Weisung vom 13.04.2016:

Elektrizitatswerk, Beteiligung an einer Produktions- und Vertriebsgesellschaft,
Erhdhung Objektkredit

Antrag des Stadtrats

1. Der mit STRB Nr. 2014/2013 bewilligte Objektkredit fur das Pilotprojekt «GridBox»
in H6he von Fr. 1 819 200.— wird flr die Beteiligung an der zur griindenden Gesell-
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schaft zum Vertrieb eines Netzqualititsmessgerats und darauf basierender Smart
Grid-Technologien um Fr. 1 780 000.— auf Fr. 3 599 200.— erhdht.

2. Uber die Freigabe von Fr. 1 000 000.— fiir die Weiterentwicklung von Smart Grid-
Technologien als Teil der Erhéhung des Objektkredits gemass Dispositiv-Ziff. 1.1
entscheidet der Stadtrat.

Referentin zur Vorstellung der Weisung / Kommissionsmehrheit:

Helen Glaser (SP): Die Speicherung erneuerbarer Energien stellt Netzbetreiber vor
grosse Herausforderungen, was die Belastung und die Stabilitdt des Verteilnetzes be-
trifft. Es geht um ein Produkt, das das ewz in Zusammenarbeit mit der Supercomputing
System AG, SCS, der BKW Energie AG und der Bacher Energie AG und mit der Unter-
stitzung des Bundesamts fiir Energie entwickelt hat. Konkret geht es um die GridBox,
ein Netzqualitatsmessgerat auf Niederspannungsebene, mit dem der Strom, die Span-
nung und deren Qualitat sowie die Stabilitat und die Belastung des Verteilnetzes zwi-
schen den Transformatoren und den Haushalten gemessen werden kann. Spater sollen
eine automatische Fehlerlokalisierung und die Steuerung von Netzkomponenten még-
lich sein. Die vier Firmen haben die GridBox in zwei unterschiedlichen Umgebungen
erfolgreich getestet. Die GridBox schneidet technisch besser ab als Konkurrenzproduk-
te. Das System ist kostengunstiger als der Ausbau der Transformatoren und Leitungen.
Weiter werden mit dem Gerat die Ausnutzung und der Unterhalt der Infrastruktur opti-
miert. Das ewz weiss dadurch, wie viel Strom durch eine Leitung fliesst. Dadurch lasst
sich der genaue Zeitpunkt berechnen, an dem die Leitung ersetzt werden muss.
Dadurch kénnen voraussichtlich 5 % der jahrlichen Kosten eingespart werden. Das Sys-
tem funktioniert mit Glasfaser und Stromkabel sowie mit Mobilfunk. Das Geréat kann wei-
ter unter Betrieb angepasst werden. Die Boxen kdnnen miteinander vernetzt werden.
Die Messungen erfolgen im Sekundentakt, der Zustand des Netzes wird somit in Echt-
zeit Ubermittelt. Wenn eine Box ausféllt, beeinflusst das nur das betroffene Quartier. Da
es sich abzeichnet, dass alle Verteilnetzbetreiber in den nachsten zehn Jahren tber ein
solches System verfiigen missen, planen die Partner in einem nachsten Schritt die
Kommerzialisierung des Produkts. Dazu soll eine Aktiengesellschaft gegriindet werden.
Das ewz mochte sich mit 1,8 Millionen Franken beteiligen. Zwischen den Partnern wird
es einen Aktionarsbindungsvertrag geben und keiner der Partner kann die Aktiengesell-
schaft mit einer Mehrheit beherrschen. Es wird damit gerechnet, dass die Aktiengesell-
schaft nach funf Jahren selbsttragend sein wird. Der Stadtrat beantragt dem Gemeinde-
rat einen einmaligen Beitrag. Es besteht keine Nachschusspflicht. Das ewz wird nicht
als Produzentin auftreten. Wird der Businessplan mit dem Anfangskapital nicht eingehal-
ten, zieht sich das ewz aus dem Geschatft zurtick. Die Rekapitalisierung muss dann auf
dem Markt erfolgen. Die Kapitaleinlage wird innerhalb des Geschaftsbereichs kompen-
siert. Allfallige Nachfolgebeitrage werden im Budget eingestellt. Dem ewz ist es wichtig,
dass die Kommerzialisierung der GridBox demnéchst erfolgt. Die Kommissionsmehrheit
beflirwortet diesen Schritt, auch wenn man der Ansicht sein kann, dass es nicht Haupt-
aufgabe des ewz ist, auf dem Markt als Akteur aufzutreten. Eine Beteiligung des ewz ist
sinnvoll. Das Wissen der ewz bleibt erhalten und es zahlt sich finanziell aus. Verschie-
dene Kantone haben bereits ihr Interesse angemeldet. Das System kann den Bedurf-
nissen des ewz angepasst werden. Das Projekt unterstreicht den innovativen Ruf des
ewz. Wir erachten die GridBox als Dienstleistung im Zusammenhang mit dem Dienst-
leistungsauftrag der ewz. Abschliessend méchte ich eine Anmerkung zum Datenschutz
machen. Das Monitoring erfolgt auf Ebene der Hausanschlisse. Wir haben den stadti-
schen Datenschiitzer angehort. Das ewz ist fr das Thema sensibilisiert. Das Projekt ist
nicht datenschutzrelevant. Bei Anderung dieser Umsténde wiirde das Projekt neu beur-
teilt.
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Kommissionsminderheit:

Roger Tognella (FDP): Diese Weisung wirft einige interessante Fragen auf. Erstens
geht es hier um Risikokapital. Der Ausgang dieses Abenteuers ist ungewiss. Der Busi-
ness Case wurde sehr optimistisch formuliert. Das Interesse der Firma, die mit Risiko-
kapital ausgestattet werden soll, ist es, méglichst viele Messgerate zu verkaufen. In der
Stadt sollen es rund 400 Geréte sein. Das ewz méchte so wenige Messstellen wie not-
wendig aufbauen. Der Pilotversuch zeigte, dass einige Messstellen abgebaut werden
mussten. Zweitens ist der Marktteilnehmer gleichzeitig Investor in das Markterzeugnis.
Die GridBox steht im Wettbewerb zu den eigenen Marktbegleitern, also zu anderen
Elektrizitatsunternehmen. Drittens: Warum ist das Thema in einem dicht besiedelten
Gebiet wie Zirich dringlicher als in diinner besiedelten Gebieten? Ware das Thema tat-
sachlich fur die ganze Schweiz relevant, sollte es Gber den Schweizer Verband oder in
der Fachwelt thematisiert werden. Auf europaischer Ebene kdnnen wir, falls es relevant
werden sollte, davon ausgehen, dass sich auch andere Unternehmen Gedanken ma-
chen werden. Es gibt bereits Messgerate und Messtechnik. Das Innovative an diesem
Produkt ist die Investition in ein Softwaretool, das im Stande ist, solche Daten auszuwer-
ten. Insbesondere in Deutschland dirfte das Potential wesentlich hoher liegen als in der
Schweiz. Soll die Schweiz die Vorreiterrolle fir ganz Europa spielen? Werden in
Deutschland eigene Losungen angeboten? Viertens geht es um den Solidaritatsgedan-
ken seitens der Linken. Ich hatte dem Solidaritadtsgedanken folgend den Vorstoss der
Linken als unterstiitzungswirdig angesehen. Die Stakeholder bleiben eingegrenzt. Die
BKW erhalten lediglich eine Beteiligung von 15 %. Die BKW haben ein grosseres Poten-
tial. Sie schéatzen aber das Potential dieser Entwicklung als geringer ein. Wir stellen den
Anderungsantrag. Ziel dieses Geréts ist die Messung. Es ist nicht méglich, mit diesem
Gerat in die Regelung einzugreifen. Das Messgerat macht somit nur einen Teil aus.
Dieses Messgerat gibt es am Markt in verschiedenen Ausfuhrungen, die Software ist
zugegeben einzigartig. Der Gewinn wird niemals so gross sein, dass das ewz dadurch
gerettet wird. Der Gewinn wird nicht systemrelevant sein. Interessant finde ich, dass der
Aspekt des Energiespeichers zwar aufgezeigt wurde, aber nicht Inhalt dieser Weisung
ist. Wir sind der Ansicht, dass diese Beteiligung nicht mit dem Leistungsauftrag des ewz
vereinbar ist. Bei diesem Leistungsauftrag geht es nicht um eine Vertriebsorganisation
fir ein Messgerat. Das ewz ist eine Dienstabteilung der Stadt und untersteht diesen Re-
geln. Damals wurde beschlossen, dass bei einer kiinftigen Nichtbeteiligung des ewz an
der zu grindenden Gesellschaft der zu leistende Projektbeitrag bei einem allenfalls er-
folgreichen Betrieb zu entschadigen sei. Ein Ausstieg fiir die Stadt hat somit keine fi-
nanziellen Konsequenzen.

Weitere Wortmeldungen:

Heinz Schatt (SVP): Die SVP ist nicht einverstanden, dass sich die Stadt an einer zu
grindenden privaten Firma beteiligt. Wir sind auch nicht einverstanden, dass eine Milli-
on Franken auf Vorrat bewilligt wird. Wir sind nicht einverstanden, dass der Objektkredit
fur das Pilotprojekt GridBox in Kompetenz des Gemeinderats auf das doppelte aufge-
stockt wird. Wir sind ebensowenig damit einverstanden, dass das Geschaft unter gros-
sem Zeitdruck durch die Kommission gepeitscht wurde und nun dem Gemeinderat vor-
liegt. Es ist nicht Aufgabe des ewz, sich in einer Minderheitsbeteiligung an einer privaten
Vertriebs- und Produktionsgesellschaft zu beteiligen. Der Leistungsauftrag des ewz wird
allzu grosszuigig interpretiert. Das ewz liefert Risikokapital und stellt die eigenen Anla-
gen zu Versuchs- und Testzwecken zur Verfigung. Dies ware auch ohne Minderheits-
beteiligung moglich. Die Vorschussbewilligung zeigt auf, dass die Steuergelder in ein zu
entwickelndes Produkt gesteckt werden sollen. Dies entspricht nicht dem Leistungsauf-
trag. Die Investition in die GridBox muss in einem grésseren Zusammenhang gesehen
werden. Man muss sich fragen, ob diese Steuerung und Uberwachung sinnvoll ist. Die-
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ser Schritt wird viele weitere Schritte nach sich ziehen. Es geht um das zeitnahe Mes-
sen der Stromubertragung, daraus wird der Bedarf nach neuen Schaltmdglichkeiten und
Stromleitungen entstehen. Dies bedeutet einen immensen Aufwand. Dies wird alles
notwendig, weil wir es zulassen, dass Photovoltaikanlagen privilegiert ins Netz einspei-
sen durfen. Damit ist die Netzstabilitdt im Niederspannungsbereich ernsthaft in Gefahr.
Es wird nach Losungen gesucht, diese Netzstabilitdt wiederherzustellen. Auch das EKZ
ist auf der Suche nach mdglichen, rasch verfligbaren Stromlieferanten. Die Photovolta-
ikanlagen liefern sehr unzuverlassig Strom. Die angestrebte Energiewende fuhrt zu fal-
schen Resultaten. Die Steuerung mit der GridBox wird die Kosten ansteigen lassen. Wir
werden Uber die wahren Kosten im Unklaren gelassen.

Andreas Kirstein (AL): Wir finden die vorliegende Weisung sinnvoll. Ich hatte gewisse
Sympathien fiir die ordnungspolitischen Uberlegungen der FDP. Es stellt sich die Frage,
ob das ewz die richtige Institution fur diese Entwicklung und den Vertrieb ist. Beim Pilot-
projekt war ein privater Kunde involviert, er stellte sich zur Verfiigung, um zu zeigen,
dass die GridBox sinnvoll ist. Dieses Verteilnetz muss mit der notwendigen Intelligenz
ausgestattet werden, um die Stromzufuhr aus den Kleinkraftwerken und Solaranlagen
zu optimieren. In dieser Hinsicht kann ich Heinz Schatt (SVP) nicht folgen. Diese Klein-
anlagen kdnnen dadurch sinnvoll in das Netz eingespeist werden. Dieses Geschaft zeigt
exemplarisch, dass das ewz als Dienstabteilung der Stadt nicht nur innovativ, sondern
auch geschaéftstichtig ist. Wir sehen nicht ein, warum die Flexibilitéat des ewz verhindert
werden soll. Wenn wir die Energiewende schaffen wollen, brauchen wir intelligente Re-
geltechnik. Leider konnten wir aus Geheimhaltungsgriinden den Businessplan nur in
einem dafur vorgesehenen Raum einsehen und wir durften keine Notizen oder Kopien
anfertigen.

Reto Rudolf (CVP): Die Beteiligung an einer Vertriebsgesellschatft ist nicht Teil des
Leistungsauftrags des ewz.

Shaibal Roy (GLP): Die GLP begrusst die aktive Positionierung des ewz. Mit der Um-
stellung auf erneuerbare Energien ist eine flexible Stromverteilung im Netz immer wich-
tiger. Es muss gleichzeitig Stabilitat gewahrleistet werden. Die Entwicklung zeigt, dass
nicht nur lokal Strom produziert und konsumiert wird, lokale Speicherkapazitaten neh-
men zu. Das Zusammenspiel ist nicht mehr einseitig. Netzstabilitat kann nicht mehr oh-
ne Weiterentwicklung sichergestellt werden. Es braucht Informationen seitens der Ab-
nehmer, die zunehmend aktiv partizipieren und den eigenen Konsum steuern. Dies be-
trifft auch die Themen Smart Home und Smart City. Zum Thema Datenschutz: Wir wer-
den diese Entwicklung genau verfolgen. Es werden heute keine Personendaten erfasst,
solange die Anwendung wie beim Pilotprojekt erfolgt, sehen wir das Datenschutzthema
nicht kritisch. Die Smartbox ist notwendig. Alle Energieversorger sind auf solche Infor-
mationen angewiesen. Die Entwicklung geht in die richtige Richtung. Das ewz hat eine
innovative Lésung gefunden. Die Konkurrenz wird nicht schlafen und eigene Modelle
ausarbeiten. Wir erachten die Beteiligung als sinnvoll.

Markus Kunz (Grine): Ich habe mir den Businessplan angesehen, er ist vermutlich bei
diesem Geschéft das kleinste Problem. Das ewz lasst sich auf ein Risiko ein. Es ist
wichtig, Risiken einzuschétzen. Diese ordnungspolitische Debatte ist spannend, aber
auch ambivalent. Wenn das ewz im In- und Ausland Geschaftsmodelle pflegt, bewegt
sich das ewz auf einem komplexen Markt. Ob dies ordnungspolitisch sauber ist, ist eine
andere Frage, die wir bei der Frage der Ausgliederung beantworten werden. Das Projekt
ist zweifellos wichtig. Eine Beteiligung des Staates an der Entwicklung der Technik ist
zulassig. Die Entwicklung ist wichtig. Es stellt sich die Frage, ob das ewz innovativ
bleibt. Die Debatte wird fortgesetzt. Eine Befristung ware willktrlich.
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Helen Glaser (SP): Die SP lehnt den Anderungsantrag ab. Auch wenn eine gewisse
Analogie zum Atomausstieg der Stadt nicht von der Hand zu weisen ist, ist die GridBox
etwas Anderes. Sie ist weder gefahrlich, noch finanziell unhaltbar, noch birgt sie ein so
grosses Risiko wie die Beteiligungen an Kernkraftwerken und die entsprechenden Be-
zugsrechte. Die Stadt soll die Beteiligung dann verkaufen, wenn sie dies will und wenn
der Gewinn am héchsten ist. Das ewz hat nicht vor, die Beteiligung dauerhaft zu halten.
Das Vorgeben einer konkreten Jahreszahl ist wertschmaélernd. Die vier Unternehmen
haben das Produkt entwickelt und investiert. Zu einem spéateren Zeitpunkt ist es mog-
lich, dass sich andere Akteure an der Gesellschaft beteiligen.

Roger Tognella (FDP): Ich méchte auf einige kleinere Aspekte eingehen. Ich bin froh,
dass eine ordnungspolitische Debatte aufkam. Interessant sind die Aussagen zur Frist.
Bei einem Atomausstieg ist eine Frist in Ordnung, bei einem Messgerat ist es angeblich
etwas Anderes. Die Linken mdchten einen Spekulationsgewinn erzielen. Bei anderen
Geschéften werde ich gerne daran erinnern.

Dr. Mario Babini (parteilos): Wir sprechen tber eine GridBox, aber eigentlich handelt
es sich um ein Softwaresystem mit offenen Schnittstellen. Professor Gunzinger ist in
diesem Bereich federfiihrend. Andererseits missen wir feststellen, dass wir uns in ei-
nem Paradigmenwechsel hin zu intelligenten Netzwerken befinden. Die Software ist
zentral. Deshalb ist die Investition gerechtfertigt. Das System ist nicht geschlossen, es
werden keine hohen Gewinne eingefahren. Die Stadt wird froh sein, bei diesem System
offene Schnittstellen zu haben. Die Verantwortlichen missen schauen, wie sich das
System entwickelt.

Roger Liebi (SVP): Auf einmal sind die Linken fur die Investition in ein Start-Up. Dies ist
Uberraschend. Wenn man als Investor so viel Geld investiert und dieses verliert, dann
handelt es sich um einen Totalverlust. Die Linken nennen dies Spekulation. Auf einmal
gehoren sie selber zu den grossen Spekulanten. Es gibt sehr viele Investoren mit viel
Kapital. Die Stadt betatigt sich nun als Risikokapitalinvestorin. Es ist angeblich egal, ob
die Russen oder Chinesen unsere Kernkraftbeteiligung kaufen. Dann geht es pl6tzlich
nicht mehr um die Sicherheit.

Niklaus Scherr (AL): Ich mochte daran erinnern, dass es beim Bau des ersten Kraft-
werks in Graublinden eine angeregte Diskussion zur Frage gab, ob es mdglich sei, den
Strom mit einer Hochspannungsleitung bis Zurich zu beférdern. Wenn wir von Investitio-
nen sprechen, die kiinftige Technologien betreffen, ist darauf hinzuweisen, dass wir
beim Geothermieexperiment ein Lehrgeld bezahlt haben. Wenn wir einen Versorgungs-
auftrag haben, dann ist es unsere Verpflichtung, bestimmte Dinge auszuprobieren. Das
ewz hat die Verpflichtung, ein Netz zu betreiben. Die Kapazitat kann stetig ausgebaut
werden. Dies ist teuer. Alternativ kann das ewz versuchen, eine mdglichst konsumen-
tenfreundliche Lésung zu finden. Dadurch werden die Konsumenten nicht unnétig belas-
tet. Das ewz soll dieses Verteilnetz mdglichst effizient betreiben. Ich habe mit Interesse
das Buch von Professor Gunzinger gelesen. Ich stelle oft kritische Fragen zur Energie-
wende. Bei der Lektiire habe ich zum ersten Mal konzeptuell gelesen, wie ein Mehrge-
winn mit den bestehenden Ressourcen aus dem bestehenden Netz herausgeholt wer-
den kann. Diese Uberlegung ist 6konomisch. Ich verstehe nicht, wieso die burgerliche
Seite hier nicht mitzieht. Diese Investition ist sehr sinnvoll. Es ist der Auftrag der 6ffentli-
chen Hand, intelligent und zukunftsorientiert zu sein.

Michael Schmid (FDP): Niklaus Scherr (AL) spricht vom Versorgungsauftrag und macht
eine Ruckblende zu Kraftwerken in Graubinden. Damals ging es um den Versorgungs-
auftrag. Bei diesem Geschéft geht es mitnichten um dasselbe. Jetzt kdnnten wir das
geistige Eigentum verkaufen. Das, was jetzt geplant ist, hat mit dem Versorgungsauftrag
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nichts zu tun. Dies haben verschiedene Votanten gesagt. Die Konkurrenz schlaft nicht.
Es geht nicht um die H6he des Betrags, sondern um die grundsatzliche ordnungspoliti-
sche Frage. Diese Beteiligung ist Sache von Privaten.

Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Departements der Industriellen Betriebe
Stellung.

STR Andres Tturler: Ich bin stolz auf das ewz. Das ewz wurde angefragt durch den
Bund. Es hat seit Gber hundert Jahren zu Recht einen Ruf eines innovativen Unterneh-
mens. Damals ging es um die Leitung von Solis nach Zirich. In derselben Tradition ste-
hen die Solarstrombérse und die Férderung erneuerbarer Energien. Es ist ein Fakt,
dass dezentral erneuerbare Energie eingespeist wird. Dies hat erhebliche Netzprobleme
zur Folge. Wir haben den Leistungsauftrag, ein Verteilnetz zu betreiben. Das ewz darf
Dienstleistungen anbieten, die mit diesem Leistungsauftrag in Verbindung stehen. Ich
habe nichts gegen ordnungspolitische Debatten. Wir sehen Chancen, die wir nutzen
kénnen. Wir haben an der Entwicklung mitgearbeitet. Jetzt wollen wir die Frucht weiter-
tragen und den Lohn erhalten. Es geht nicht darum, Kapital zu investieren, um maxima-
len Gewinn zu erwirtschaften. Es geht um die Weiterverfolgung einer Idee. Es ermdg-
licht eine Kostenersparnis im Netzausbau. Es bietet uns die Mdglichkeit, unsere Anfor-
derungen einzubringen. Wir kénnen die Entwicklung in unserem Sinn beeinflussen. Ich
danke fir das Verstandnis fir die Geheimhaltung. Dies hat einerseits Konkurrenzgriinde
und andererseits geht es um den Schutz des geistigen Eigentums. Auch eine Dienstab-
teilung muss manchmal auf dieser Geheimhaltung beharren. Das Thema des befristeten
Ausstiegs wurde bereits abgehandelt.

Anderungsantrag

Die Mehrheit der SK TED/DIB beantragt Ablehnung des nachfolgenden Anderungs-
antrags.

Die Minderheit der SK TED/DIB beantragt die Erganzung um folgende Dispositivziffer 2
(Die Dispositivziffer 2 wird zu Dispositivziffer 3.):

2. Die Stadt Zirich wird angewiesen, die Beteiligung an der zur grindenden Gesell-
schaft zum Vertrieb eines Netzqgualitditsmessqgeréts bis 2026 am Markt zu Markt-
preisen veraussern.

Mehrheit: Prasidentin Helen Glaser (SP), Referentin; Vizeprasident Markus Kunz (Griine), Andreas
Edelmann (SP), Andreas Kirstein (AL), Kyriakos Papageorgiou (SP), Shaibal Roy (GLP),
Heinz Schatt (SVP), Sven Sobernheim (GLP), Michel Urben (SP)

Minderheit: Roger Tognella (FDP), Referent; Reto Rudolf (CVP), Marc Schlieper (FDP)

Vakant: 1 Sitz (SVP)

Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 72 gegen 47 Stimmen (bei 0 Enthaltungen)
Zu.

Schlussabstimmung tber die Dispositivziffern 1-2

Die Mehrheit der SK TED/DIB beantragt Zustimmung zu den Dispositivziffern 1-2.

Die Minderheit der SK TED/DIB beantragt Ablehnung der Dispositivziffern 1-2.
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Mehrheit: Prasidentin Helen Glaser (SP), Referentin; Vizeprasident Markus Kunz (Griine), Andreas
Edelmann (SP), Andreas Kirstein (AL), Kyriakos Papageorgiou (SP), Shaibal Roy (GLP),
Sven Sobernheim (GLP), Michel Urben (SP)

Minderheit: Roger Tognella (FDP), Referent; Reto Rudolf (CVP), Heinz Schatt (SVP), Marc Schlieper
(FDP)
Vakant: 1 Sitz (SVP)

Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 72 gegen 47 Stimmen (bei 0 Enthaltungen)
Zu.

Damit ist in Ubereinstimmung mit dem Stadtrat beschlossen:

1. Der mit STRB Nr. 2014/2013 bewilligte Objektkredit fir das Pilotprojekt «GridBox»
in Hohe von Fr. 1 819 200.— wird fur die Beteiligung an der zur griindenden Gesell-
schaft zum Vertrieb eines Netzqualititsmessgerats und darauf basierender Smart
Grid-Technologien um Fr. 1 780 000.— auf Fr. 3 599 200.— erhéht.

2. Uber die Freigabe von Fr. 1 000 000.- furr die Weiterentwicklung von Smart Grid-
Technologien als Teil der Erh6hung des Objektkredits gemass Dispositiv-Ziff. 1.1
entscheidet der Stadtrat.

Mitteilung an den Stadtrat sowie amtliche Publikation am 8. Juni 2016 gemass Art. 12
der Gemeindeordnung (Ablauf der Referendumstrist: 7. Juli 2016)

2015/51

Weisung vom 04.03.2015:

Dringliche Motion der SP-, SVP-, FDP-, CVP-Fraktion und 4 Mitunterzeichnenden
betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine Verlegung zum Bahnhof Altstetten,
Bericht und Abschreibung

Antrag des Stadtrats

1. Vom Bericht betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine Verlegung zum Bahnhof
Altstetten, wird Kenntnis genommen.

2. Die Motion GR Nr. 2013/354 der SP-, SVP-, FDP-, CVP-Fraktion und von 4 Mitun-
terzeichnenden betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine Verlegung zum Bahnhof
Altstetten, vom 23. Oktober 2013 wird als erledigt abgeschrieben.

Referent zur Vorstellung der Weisung / Kommissionsmehrheit:

Pascal Lamprecht (SP): Die Weisung beinhaltet den Verzicht der Verlegung der Tram-
linie 2 und geht auf eine Motion zurtick. Hintergrund der Verlegung war die Zunahme
der erwarteten Passagierzahlen am Bahnhof Altstetten. Die Meinungen in der Spezial-
kommission waren rasch gemacht. Die Quartierbevdlkerung und ein Grossteil der Spe-
zialkommission sind der Ansicht, dass der Lindenplatz durch diese Verlegung abge-
schnitten worden ware. Die propagierte Beruhigung der Badenerstrasse ist eine nette
Geste, geht aber an den Bedurfnissen der Quartierbeviolkerung vorbei. Die Verlegung
stiess im Quartier auf massiven Widerstand. Aufgrund dieses Widerstands wurde das
Gremium «Dialog Altstetten» eingesetzt. Inhalt der Weisung ist der explizite Verzicht auf
die Verlegung. Die weiteren Empfehlungen umfassen die Weiterfihrung der Buslinie 31
bis an die Stadtgrenze, zudem sollen die Bushaltestellen am Bahnhof so angeordnet
werden, dass die Wege moglichst kurz und sicher sind. Ausserdem soll die Aufenthalts-
qualitat an der Altstetterstrasse verbessert werden. Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass ein Grossteil der Quartierbevolkerung das Gefihl hat, dass auf ihre Bedrf-
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nisse keine Rucksicht genommen wurde und in den Uberlegungen nur die Pendler eine
Rolle spielten. In diesem Zusammenhang erinnere ich an den zeitgleichen Versuch der
Kappung der Buslinie 67. Aus Sicht vieler Quartierbewohner wirde die Verlegung der
Tramlinie 2 fir Pendler keine nennenswerte Verbesserung bedeuten. Die Industriebe-
reiche in Altstetten sind entweder bereits gut erschlossen oder sie waren von der Tram-
linie nicht tangiert. Zweitens hatten diejenigen Pendler, die in die Innenstadt fahren, wei-
terhin die S-Bahnen genutzt. Die Verlegung der Tramlinie 2 ist nicht gerechtfertigt. Der
Stadtrat zeigt sich einsichtig und verzichtet auf die Verlegung der Tramlinie 2.

Kommissionsminderheit:

Markus Baumann (GLP): Selbstverstandlich haben auch wir Verstandnis dafir, dass
die Quartierbewohner, die im entsprechenden Bereich wohnen, die Tramlinie 2 nicht
hergeben wollen. Zu Recht wurden Einsprachen eingereicht. Die Erschliessung mit dem
offentlichen Verkehr ist auf dem ganzen Stadtgebiet wichtig. Offentliche Verkehrsmittel
sind heute noch immer sehr stark auf den Hauptbahnhof ausgerichtet. Anschliisse an
periphere Bahnhofe sollen gestéarkt werden. Die Bahnhofe dienen als tiberkommunale
Anschlusspunkte des 6ffentlichen Verkehrs. Dies bedingt einen Anschluss an alle Tram-
und Buslinien, die in dem Bereich verkehren. Aus diesen quartieriibergeordneten Inte-
resse heraus, halt die Minderheit am urspriinglichen Vorschlag fest. Man hat sich zu
sehr von den Interessen einzelner Quartiervertreterinnen und Quartiervertreter leiten
lassen. Der Fokus fiir das Gesamte wurde in den Hintergrund gestellt. Eine Busverbin-
dung kann ein Tram nicht adaquat ersetzen. Busse haben nicht dieselbe Kapazitat. Die
Linienfihrung konnte optimiert werden. Wir fordern eine verkehrsberuhigte, attraktive
Altstetterstrasse und eine bessere Erschliessung des Bahnhofs Altstetten. Bis 2030 ist
mit einer Zunahme auf rund 85 000 Personen pro Tag zu rechnen. Die Limmattalbahn
ist keine Kompensation fur das Tram. Niemand wird an den Farbhof fahren und dort auf
die Limmattalbahn umsteigen. Die Leute werden am Lindenplatz aussteigen. Mit einigen
ineffizienten Busverbindungen ist das Verkehrsaufkommen nicht zu bewaltigen. Wir
glauben nicht, dass das Aussteigen am Bahnhof Altstetten gefahrlicher wirde. Die
Hohlstrasse muss auf jeden Fall iberquert werden. In der Richtplandebatte wurde der
Antrag zur Verlegung der Tramlinie 2 von einer Mehrheit angenommen.

Weitere Wortmeldung:

Mario Mariani (CVP): Ich mdchte an dieser Stelle Stadtrat Leutenegger danken, dass
auf die Anliegen der Quartierbevélkerung eingetreten wurde. Es wurden 6000 Unter-
schriften gesammelt. Der Gemeinderat war weitsichtig genug, das Tram an der Altstet-
terstrasse langfristig nicht zu verunmaoglichen. Langfristig ist es eine Option, dort eine
Tramlinie einzurichten.

Schlussabstimmung Uber die Dispositivziffer 1
Die Mehrheit der SK PD/V beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 1.

Die Minderheit der SK PD/V beantragt Ablehnung der Dispositivziffer 1.

Mehrheit: Pascal Lamprecht (SP), Referent; Prasident Roger Tognella (FDP), Vizeprasidentin
Simone Brander (SP), Marianne Aubert (SP), Andreas Egli (FDP), Markus Hungerbihler
(CVP), Hans Jorg Kappeli (SP), Thomas Kleger (FDP), Markus Knauss (Griine), Derek
Richter (SVP)

Minderheit: Guido Trevisan (GLP), Referent

Abwesend: Christoph Marty (SVP), Christina Schiller (AL)
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Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 109 gegen 10 Stimmen (bei O Enthaltun-
gen) zu.

Schlussabstimmung tber die Dispositivziffer 2

Die SK PD/V beantragt Zustimmung zur Dispositivziffer 2.

Zustimmung: Pascal Lamprecht (SP), Referent; Prasident Roger Tognella (FDP), Vizeprasidentin
Simone Brander (SP), Marianne Aubert (SP), Andreas Egli (FDP), Markus Hungerbihler
(CVP), Hans Jorg Kappeli (SP), Thomas Kleger (FDP), Markus Knauss (Griine), Derek
Richter (SVP), Guido Trevisan (GLP)

Abwesend: Christoph Marty (SVP), Christina Schiller (AL)

Der Rat stimmt dem Antrag der SK PD/V mit 119 gegen 0 Stimmen (bei O Enthaltungen)
Zu.

Damit ist in Ubereinstimmung mit dem Stadtrat beschlossen:

1. Vom Bericht betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine Verlegung zum Bahnhof
Altstetten, wird Kenntnis genommen.

2. Die Motion GR Nr. 2013/354 der SP-, SVP-, FDP-, CVP-Fraktion und von 4 Mitun-
terzeichnenden betreffend Tramlinie 2, Verzicht auf eine Verlegung zum Bahnhof
Altstetten, vom 23. Oktober 2013 wird als erledigt abgeschrieben.

Mitteilung an den Stadtrat und amtliche Publikation am 8. Juni 2016

2015/166

Weisung vom 03.06.2015:

Dringliche Motion der SP-, Griine-, AL-Fraktion und 4 Mitunterzeichnenden
betreffend Realisierung eines Velowegs Uber die Hardbriicke, Bericht und
Abschreibung

Antrag des Stadtrats

1. Vom Bericht betreffend Realisierung eines Velowegs tber die Hardbricke wird
Kenntnis genommen.

2. Die Dringliche Motion, GR Nr. 2013/119, der SP-, Griine-, AL-Fraktion und 4 Mitun-
terzeichnenden vom 3. April 2013 betreffend Realisierung eines Velowegs Uber die
Hardbriicke wird abgeschrieben.

Referent zur Vorstellung der Weisung / Kommissionsmehrheit Sistierungsantrag:
Roger Tognella (FDP): Alle Fakten liegen auf dem Tisch. Wir haben dies bereits aus-
fuhrlich in einer Subkommission beraten und keine neuen Erkenntnisse gefunden. Die
Weisung hat ihre Aufgabe erfullt. Der Bericht wurde erstellt und man gelangte zur sel-
ben Erkenntnis. Materiell gab es keine neuen Erkenntnisse. Ein Veloweg auf der Hard-
briicke ist nicht realisierbar ohne unverhéaltnismassigen Aufwand.

Kommissionsminderheit Sistierungsantrag:

Markus Knauss (Griine): Es ist eine lange Geschichte der verpassten Chance. Grund-
satzlich geht es darum, dass wir mit einem sehr problematischen Gebiet befasst sind,
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wenn es um Velowege geht. Die Langstrassenunterfiihrung ist gut in das Netz einge-
bunden. Die bevorstehende Sanierung der Hardbricke sollte genutzt werden, die Velo-
querung Uber das Gleis zu verbessern. Die Hardbrlicke ware eine ideale Quartierver-
bindung gewesen, man hatte vier Kreise miteinander verbinden kénnen. Die Chance der
Briickensanierung wurde leider verpasst. Wir versuchen auch heute, einer Lésung na-
her zu kommen. Es hat sich Vieles bewegt. Wir haben zum ersten Mal eine Ubersicht zu
den Gleisquerungen erhalten und wir bekamen erstmals eine plausible Priorisierung
vorgelegt. Der Stadtrat will zuerst die Unterfiihrung am Bahnhof Altstetten bezeichnen,
danach die Gleisquerung beim Viaduktsteg und danach die Verbreiterung der Unterfih-
rung an der Langstrasse. Der Negrelli-Steg ist nicht mehr prioritéar, wird aber auch nicht
ganz aufgegeben. Naturlich ist der Veloweg tber die Hardbriicke kaum bewilligungsfa-
hig. Der Kanton mdchte einen teuren Stadttunnel realisieren. Der Tunnel wird bei der
Hardbriicke aufhéren. Unser Projekt eines Velowegs Uber die Hardbriicke ist keine Kon-
kurrenz zu den Auftragen der Baulobby. Wir kdnnen feststellen, dass ein Veloweg tber
die Hardbriicke nicht realitatsfern ist. Der Kanton unterstitzt eine Alternative und finan-
ziert sie auch mit. Dies ist sensationell. Mit der Richtplanrevision haben wir die Velover-
bindung vom Giiterbahnhof bis zum Lettenviadukt festgeschrieben. Unser erstes Fazit
ist, dass wir eine neue Gleisquerung finden mussen, die eine valable Alternative zur
Hardbriicke ist. Wir haben bereits viele Vorinvestitionen getatigt. Eigentlich sind alle
Ampeln grin. Wir haben einen Terminplan fir den Viaduktsteg gefordert und die Aus-
kunft war niederschmetternd. Die Eréffnung wird friihestens in sieben Jahren stattfinden.
Nur ein Sistierungsantrag kann den Viaduktsteg beschleunigen.

Weitere Wortmeldungen:

Derek Richter (SVP): Die Hardbrticke ist die wichtigste Nord-Sud-Verbindung im inner-
stadtischen Verkehrsnetz. In den Spitzenzeiten vor der Eréffnung der Westumfahrung
wurde sie taglich von rund 75 000 Fahrzeugen befahren. Heute passieren noch immer
rund 56 000 Fahrzeuge die Hardbricke. Sie ist ein sehr wichtiger wirtschaftlicher Faktor.
Die Alternativroute Westumfahrung und der technische Fortschritt haben innert kiirzes-
ter Frist eine Halbierung der Schadstoff- und Larmbelastung mit sich gebracht. Die
Hardbriicke ist von Anfang an nicht fiir den Veloverkehr vorgesehen gewesen. Deshalb
haben wir die heutige Situation. Bei der Renovation wurde auf die Erstellung eines Ve-
lowegs verzichtet. Seit Uber einer Dekade setzen sich die Velofahrer fur einen Veloweg
Uber die Hardbriicke ein. Der Stadtrat zeigt auf, dass ein Veloweg massive Einschran-
kungen fur den 6ffentlichen und privaten Verkehr mit sich bringt. Dies hat massive Kos-
ten zur Folge. Baulich sind die Anschliisse bei der Rdschibachstrasse oder bei einem
Rosengartentunnel nicht realisierbar. Bei den Haltestellen besteht ein hohes Konfliktpo-
tential zwischen Velos und Fussgangern. Unterhalb der Hardbriicke besteht bereits eine
sichere Verbindung.

Simone Brander (SP): Die SP befand sich beim Abschluss in der Kommission in der
Enthaltung. Wir schliessen uns der Minderheit an und unterstiitzen den Sistierungsan-
trag. Das Problem der Gleisquerung ist ungeldst. Auch der Kanton ist der Ansicht, dass
die Hardbrucke fir die Realisierung eines Velowegs optimal wére. Um das Projekt einer
Gleisquerung zu unterstiitzen, schliessen wir uns der Sistierung an. Der Stadtrat soll bei
der Viaduktquerung zugig arbeiten.

Shaibal Roy (GLP): Der Veloweg hat eine lange Vorgeschichte. Der Veloweg Uber die
Hardbriicke hat 2013 eine Mehrheit gefunden. Die GLP war damals aus Kostengriinden
dagegen. Die GLP ist nach wie vor der Ansicht, dass ein Veloweg Uber die Hardbriicke
zu teuer wére. Die bessere Losung wére eine Veloverbindung tber den Viaduktsteg. Die
Prioritaten sollten auf diesem Projekt liegen. Das Projekt wird teurer sein, aber der Kan-
ton beteiligt sich daran. Velofahrerinnen und Velofahrer sind mit einem Weg Uber das
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Viadukt besser bedient. Die sieben Jahre sind eine sehr lange Zeit, deshalb unterstut-
zen wir den Sistierungsantrag.

Mario Mariani (CVP): In der Debatte von 2013 habe ich gesagt, dass es offensichtlich
ist, dass der Veloweg tber die Hardbriicke nicht machbar sei. Ich sei aber bereit, Alter-
nativen zuzustimmen. Jetzt sprechen alle Zeichen dafir, dass mit dem Viaduktsteg eine
Alternative angeboten wird. Ein Veloweg Uber die Hardbrlicke ist nicht realistisch. Die-
ses Projekt ist mit der urspriinglichen Motion nicht vereinbar. Eine Sistierung ist nicht
zielfihrend.

Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements
Stellung.

STR Filippo Leutenegger: Ich bin frih davon ausgegangen, dass ein Veloweg uber die
Hardbriicke nicht realistisch ist. Ich bin davon ausgegangen, dass ein Veloweg ber den
Viaduktsteg eine Alternative ist. Ich glaube, die Frage der Sistierung ist hinsichtlich Ar-
beitsgeschwindigkeit irrelevant. Die Querungen zwischen den Kreisen 4 und 5 sind
wichtig. So wie ich orientiert bin, geht es darum, dass sich der Kanton eine Finanzierung
vorstellen kann. Es ist unklar, ob der Kanton sich tatsachlich finanziell beteiligen wird.
Es besteht noch ein gewisses Risiko. Die Finanzierung ist weder gesichert, noch zentral
zum gegenwartigen Zeitpunkt. Ich bin mit den Zahlen vorsichtig geworden. Wenn ein
Ingenieur etwas plant, will er mdglichst rasch bauen. Zwischen der Planung und dem
Bau steht der Gemeinderat und Einsprachen und andere Hinderungsgriinde. Der Ge-
meinderat will sich beim Viaduktsteg beeilen. Wir werden uns bemuhen, die Beschleu-
nigung zu realisieren. Ich kann aber keine kirzere Frist garantieren.

Sistierungsantrag

Die Mehrheit der SK PD/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden Sistierungsantrags.

Die Minderheit der SK PD/V beantragt Sistierung der Weisung mit folgender Begriin-
dung:

Die Behandlung der Weisung GR Nr. 2015/166 betreffend Realisierung eines Velowegs
Uber die Hardbriicke wird so lange sistiert, bis dem Gemeinderat ein Vorprojekt fir die
vom Amt fur Verkehr des Kantons Zirich als Alternative vorgesehene Veloverbindung
Kreise 4 und 5 (Viaduktsteg) vorgelegt wird.

Mehrheit: Prasident Roger Tognella (FDP), Referent; Andreas Egli (FDP), Markus Hungerbihler
(CVP), Thomas Kleger (FDP), Derek Richter (SVP)

Minderheit: Markus Knauss (Griine), Referent; Guido Trevisan (GLP)

Enthaltung: Vizeprasidentin Simone Brander (SP), Marianne Aubert (SP), Hans Jorg Kappeli (SP),
Pascal Lamprecht (SP)

Abwesend: Christoph Marty (SVP), Christina Schiller (AL)

Der Rat lehnt den Antrag der Mehrheit mit 48 gegen 69 Stimmen (bei 0 Enthaltungen)
ab.

Damit ist beschlossen:

Die Behandlung der Weisung GR Nr. 2015/166 betreffend Realisierung eines Velowegs

Uber die Hardbriicke wird so lange sistiert, bis dem Gemeinderat ein Vorprojekt fur die
vom Amt fur Verkehr des Kantons Zirich als Alternative vorgesehene Veloverbindung
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Kreise 4 und 5 (Viaduktsteg) vorgelegt wird.

Mitteilung an den Stadtrat

2015/293

Weisung vom 09.09.2015:

Dringliche Motion von Niklaus Scherr und Albert Leiser betreffend befristete Sen-
kung der ERZ-Gebihren fur Abwasser und Abfall in Form eines Bonus, Bericht
und Abschreibung

Antrag des Stadtrats:

1. Die Schlussbestimmungen der Verordnung fur die Abfallbewirtschaftung in der Stadt
Zirich (VAZ, LS 712.110), Gemeinderatsbeschluss vom 15. September 2004, wer-
den wie folgt ergéanzt:

Art. 31 (neu), Befristete Bonusaktion [Marginale]

Die Infrastrukturpreise fir Wohneinheiten (Art. 19 Abs. 1) und fiir Betriebseinheiten (Art. 20
Abs. 1) werden in Form eines befristeten Bonus wahrend drei Jahren von 2016 bis 2018 um
20 Prozent gesenkt.

2. Vom Bericht zur Begriindung des Verzichts auf die befristete Senkung der ERZ-
Gebiuihren fur Abwasser wird Kenntnis genommen.

3. Die Motion, GR Nr. 2013/234, von Niklaus Scherr (AL) und Albert Leiser (FDP) vom
19. Juni 2013 betreffend befristeter Senkung der ERZ-Geblihren flir Abwasser und
Abfall in Form eines Bonus wird als erledigt abgeschrieben.

Referent zur Vorstellung der Weisung:

Marcel Miller (FDP): Es geht darum, dass Gebuhren fur Abfall und Abwasser Gber eine
befristete Zeit um 50 % gesenkt werden sollen. Es wurde mehrfach dariiber diskutiert, ob
die Senkung sinnvoll ist. Die Gebuhren von Abwasser und Kehricht fliessen in einen
Fonds, Uber den Finanzierungen erfolgen. Wenn man eine befristete Gebiihrensenkung
durchfuhren will, muss man schauen, ob genug Geld zur Verfiigung steht. Wir haben
lange darlber diskutiert, wie viel Geld zur Verfligung stehen muss. Wir haben uns ge-
fragt, ob wir die Preise fir das Abwasser um 50 % reduzieren sollen. Dies héatte zur Fol-
ge, dass die Reserven schmelzen. Bei beiden Fonds gelangten wir zum Schluss, dass
eine Reduktion um 50 % mdglich sein sollte.

Kommissionsmehrheit:

Sven Sobernheim (GLP): Die Griinen haben ihren Antrag zuriickgezogen und der Refe-
rent zur Vorstellung der Weisung hat die Minderheit zur Dispositivziffer 2 bereits vertre-
ten. In Dispositivziffer 1 geht es um die Senkung der Gebihren beim Abfall. Die Motion
verlangte eine Reduktion von 20 %. Der Stadtrat gewahrte daraufhin eine Reduktion von
20 % auf die Infrastrukturpreise. Die Infrastrukturpreise sind nur ein Teil der Gebuhren
beim Abfall. Der Gemeinderat hat berechnet, was passieren wiirde, wenn die 20 % auf
alle Gebuhren ausgeweitet wirden, der Gebiihrenbonus jedoch nur bei den Infrastruk-
turpreisen gewahrt wirde. Dadurch entstand die Senkung von 50 %. Der andere Teil der
Anderung der Dispositivziffer 1 betrifft den Umstand, dass der Bonus neu fir die Jahre
2017 bis 2019 gewahrt wird. Das ERZ hat die Berechnungen fir das Jahr 2016 bereits
fakturiert. Nun mochte ich auf die Anderungen bei der Dispositivziffer 2 eingehen. Die
Mehrheit der Kommission war der Ansicht, dass die Senkung vorgenommen werden
kann. Beim Abwasser ist das Konto nur auf den ersten Blick gut gefiillt. Im Abwasserbe-
reich ist es moglich, dass wir kiinftig grosse Investitionen tatigen mussen, deshalb

16



103. Sitzung vom 1. Juni 2016

braucht es dort gréssere Reserven. Es handelt sich um einen geschlossenen Rech-
nungskreislauf. Der Gebuhrentopf bendtigt ein gewisses Level.

Kommissionsminderheit Anderungsantrag Dispositivziffer 2:

Andreas Kirstein (AL): In den Ausfihrungen von Sven Sobernheim (GLP) sehe ich die
Diskussionen und die Arbeit in der Kommission nur sehr rudimentéar wiedergespiegelt.
Wir zahlen Gebihren fir Leistungen, die der Staat erbringt. Ein starker Service Public
muss finanzierbar sein. Die Stadt hat 2013 mehr Geblhren eingezogen, als der Steuer-
ertrag im selben Jahr betrug. Umso wichtiger ist es fir uns, dass der Zusammenhang
zwischen Hohe der Gebihren und der zu finanzierenden staatlichen Leistung erhalten
bleibt. Dies ist unbestritten weder bei der Abfallbewirtschaftung noch beim Abwasser der
Fall. Der Antrag zur Dispositivziffer 2 verlangt die Senkung der Infrastrukturgebuihren fir
die Abfall- und Abwasserbewirtschaftung. Ein Blick in die Bucher der Abwasserbewirt-
schaftung zeigt strukturell dasselbe Bild wie dasjenige wie bei der Abfallbewirtschaftung.
Jahrlich wird uns in der Budgetdebatte versprochen, dass diese Vorrate beim ERZ sin-
ken. Bislang war dies nicht der Fall. Dies ist nicht gut fir die Budgetwahrheit und eben-
sowenig fur die Moral der Gebuihrenzahlerinnen und -zahler. Unberihrte Reserven mis-
sen den Birgerinnen und Birgern zurtickerstattet werden. Die Gebuhrenreduktion soll
im August 2018 Uberprift werden.

Kommissionsminderheit Dispositivziffer 1:

Markus Kunz (Grine): Wir haben unseren Antrag zuriickgezogen und schliessen uns
der Position des Stadtrats an. In der Kommissionsverhandlung stellten wir fest, dass wir
uneinig sind. Zunachst wurde die Angelegenheit sauber ausgerechnet. Danach rechnete
die AL mit verbesserter Datenlage und raffinierter Methodik und sie kam zu anderen
Resultaten. Die FDP behauptete etwas und schlussendlich rechnete die GLP nochmals
und erhielt ein anderes Resultat. Wir haben keine saubere Entscheidungsgrundlage. In
dieser Situation haben wir entschieden, dass wir uns dem Stadtrat anschliessen.

Weitere Wortmeldungen:

Andreas Edelmann (SP): Wir finden das Anliegen alle sympathisch. Es ist legitim, Ge-
bldhren zu hinterfragen. Diese sollen kostendeckend sein. Es handelt sich um eine Ge-
blhr, aber auch um eine Vorinvestition. Es ist richtig, dass die Riickstellungen gemacht
werden. Investitionen sind in Businessplanen und Finanzpléanen vorgesehen. Es ist nicht
gut, wenn wir zu wenig Geld in der Kasse haben, um die Investitionen tatigen zu konnen.
Wir wollen die Senkung beim Abfall machen, weil wir es uns leisten kénnen. Beim Ab-
wasser ist die Situation eine Andere. Das ERZ hat in der Vergangenheit gut gewirtschaf-
tet, aber wir kbnnen den Bonus nicht darauf abstttzen.

Heinz Schatt (SVP): Beim Abfall ist die SVP auf Seiten der Mehrheit. Gebuhren sollen
Kosten decken und keine vorgezogenen Investitionen finanzieren. Beim Abwasser sehen
wir dies genau gleich. Die GebUhrenreduktion muss gemacht werden. Wir sehen, dass
Investitionen notwendig sind und deshalb honorieren wir die Sicherung, die fiir das Jahr
2018 eingefihrt wurde.

Reto Rudolf (CVP): Das Kostendeckungsprinzip wird seit Jahren Uberstrapaziert. Die
angehauften Reserven mussen zuriickerstattet werden. Die CVP unterstiitzt somit beide
Antrage.

Andreas Kirstein (AL): Das Votum von Andreas Edelmann (SP) kann ich nicht stehen-
lassen. Die Investitionen, die getatigt werden missen, sind oft enorm. Diese Vorfinanzie-
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rung Uber eine Gebulhr bedeutet, dass diese Bauwerke einseitig der heutigen Generation
aufgehalst werden. Die Organisation muss anders erfolgen. Wir brauchen eine gleich-
massige Abschreibung Uber Jahre oder Jahrzehnte, damit kiinftige Generationen diese
Investitionen ebenfalls berappen.

Niklaus Scherr (AL): Als Mitmotionar mochte ich zu dieser Debatte einige Anmerkun-
gen machen. Ich verfolge die Finanzplane des ERZ seit langerer Zeit. Sie gehen meist
krass an der aktuellen Situation vorbei. 2015 wurde ein Defizit budgetiert, tatsachlich
wurde ein Uberschuss von 13,3 Millionen Franken erreicht. Dies bedeutet eine Abwei-
chung von 30,6 Millionen Franken. Der Umsatz dieser Dienstabteilung betragt 120 oder
130 Millionen Franken. Dies war kein Ausreisser, dies kann Jahr fir Jahr verfolgt wer-
den. Die Abweichungen bewegen sich jahrlich in derselben Gréssenordnung. Dies sollte
uns zu denken geben. Der Kampf hat vor tber zehn Jahren begonnen. Damals musste
ich zum Preistiberwacher nach Bern gehen, um durchzusetzen, dass neue Investitionen
nicht mehr zu 100 % Uber die Gebiihren abgeschrieben werden. Die neuen Abwasser-
kanéle werden noch immer Uber die laufende Rechnung abgebucht. 2010 wurde mir
gesagt, 2015 werde es noch 10 Millionen im Reservefonds des ERZ Abwassers geben.
Tatsachlich waren es 97,1 Millionen Franken. Diese Abweichung sollte einem zu denken
geben.

Albert Leiser (FDP): Niklaus Scherr (AL) hat 2007 bis 2010 dieselbe Ubung durchge-
spielt. Damals bestand Einstimmigkeit. Wir wollen den Mietern etwas zurtickgeben. Mich
erstaunt, dass dieser Vorschlag nicht angenommen wird. Der Hauseigentiimerverband
(HEV) besass in der Vergangenheit die Ehrlichkeit, dass er die Hauseigentimer ange-
schrieben hatte. Niklaus Scherr (AL) hat nachvollziehbare Zahlen. Wir haben das Ge-
sprach gesucht. Wir haben auch eine Reissleine eingebaut. Mich wiirde interessieren,
wie den Mietern erklart wird, dass sie hier nichts zuriickbekommen sollen.

Andreas Edelmann (SP): Es ist nicht zutreffend, dass wir den Mietern keinen Bonus
geben wollen. Wir wollen den Mietern den Bonus fur den Abfall geben. Wir sind fir den
Bonus, den wir mit gutem Gewissen unterstiitzen kdnnen. In meinem Votum habe ich
nicht Gber Abschreibungen, sondern Uber den laufenden Betrieb geredet.

Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements
Stellung.

STR Filippo Leutenegger: Die Situation beim Abfall ist eine andere als beim Abwasser.
Es geht um eine andere Betrachtungsweise. Beim Abfall haben wir eindeutig eine kom-
fortablere Situation als im Abwasserbereich. Wenn ich bei Andreas Kirstein (AL) hére,
dass sich auch kinftige Generationen an der Finanzierung beteiligen sollen, dann kann
ich einwenden, dass dies geschehen wird. Erstens geht es um technologischen Fort-
schritt. Mit der Trockenschlacke haben wir eine neue Situation, wir kdnnen nun 99 %
aller Metalle herausholen. Daftir braucht es Investitionen. Das ERZ ist technologisch,
strategisch und in der Breite der Abfallbewirtschaftung weltfiihrend. Dieser technologi-
sche Fortschritt bringt eine grosse Dynamik mit sich. Die kinftigen Generationen missen
ebenfalls mit der sich entwickelnden Technologie mithalten. Beim Wasser haben wir vor
allem die regulatorischen Bestimmungen, die immer erhdht wurden. Auch dort haben wir
eine einmalige Situation. Wenn man sich die Kasse anschaut, dann ist die Situation im
Abfall besser als beim Abwasser. Ich bin damit einverstanden, dass der Bevélkerung
maoglichst viel zuriickgegeben werden sollte. Wenn wir die Erméssigung nicht gewahren,
dann verschwindet das Geld nicht einfach. Die Gebuhrensicherheit ist hdher zu bewerten
als das Risiko, die Gebuhren kiinftig steigern zu miissen. Es ist eine langfristige Frage.
Wenn gesagt wird, wir hatten eine leidvolle Budgetierung und Rechnung, dann ist das
irritierend, da man sich im positiven Bereich vorsichtig verhdlt. Dies ist vorsichtig und

18



103. Sitzung vom 1. Juni 2016

langfristig gedacht.

Niklaus Scherr (AL): Wenn es um Steuern oder Gebtihren geht, gibt es zwei Betrach-
tungswinkel. Einerseits denjenigen des Staates und andererseits denjenigen des Blir-
gers. Eine Einnahme kann leidvoll fir den Blirger sein, wenn der Chef einer solchen Ab-
teilung so schlecht rechnet.

Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements
Stellung.

STR Filippo Leutenegger: Es gibt Aufgaben, die der Staat erfuillen muss. Es geht in
diesem Fall um eine vorsichtige Budgetierung und eine langfristige Perspektive. Im Ab-
wasserbereich kdnnen wir dies tun. Es geht um Gebuihren, die mit langfristigen Investiti-
onen gekoppelt sind. Diese Investitionen sind regulatorisch und technologisch motiviert.
Es bleibt alles im Kreislauf, dieser kann immer abgeschopft werden. Im Abfallbereich
kann man etwas machen, im Abwasser hingegen nicht.

Anderungsantrag zu Dispositivziffer 1
Die Mehrheit der SK TED/DIB beantragt folgende Anderung der Dispositivziffer 1:

1. Die Schlussbestimmungen der Verordnung fir die Abfallbewirtschaftung in der Stadt
Zurich (VAZ, LS 712.110), Gemeinderatsbeschluss vom 15. September 2004, wer-
den wie folgt erganzt:

Art. 31 (neu), Befristete Bonusaktion [Marginale]

Die Infrastrukturpreise fir Wohneinheiten (Art. 19 Abs. 1) und fiir Betriebseinheiten (Art. 20
Abs. 1) werden in Form eines befristeten Bonus wahrend drei Jahren von 2017 bis 2019 um
50 Prozent gesenkt.

Die Minderheit der SK TED/DIB beantragt folgende Anderung der Dispositivziffer 1:

1. Die Schlussbestimmungen der Verordnung fur die Abfallbewirtschaftung in der Stadt
Zirich (VAZ, LS 712.110), Gemeinderatsbeschluss vom 15. September 2004, wer-
den wie folgt erganzt:

Art. 31 (neu), Befristete Bonusaktion [Marginale]

Die Infrastrukturpreise fir Wohneinheiten (Art. 19 Abs. 1) und fiir Betriebseinheiten (Art. 20
Abs. 1) werden in Form eines befristeten Bonus wahrend drei Jahren von 2017 bis 2019 um
20 Prozent gesenkt.

Mehrheit: Sven Sobernheim (GLP), Referent; Prasident Heinz Schatt (SVP), Vizeprasidentin Helen
Glaser (SP), Andreas Edelmann (SP), Andreas Kirstein (AL), Marcel Miiller (FDP), Kyri-
akos Papageorgiou (SP), Shaibal Roy (GLP) i. V. von Guido Hiuni (GLP), Reto Rudolf
(CVP), Marc Schlieper (FDP), Michel Urben (SP)

Minderheit: Markus Kunz (Grline), Referent

Abwesend: Kurt Hussy (SVP)

Markus Kunz (Griine) zieht namens der Griine-Fraktion den Anderungsantrag zuriick.

Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 103 gegen 14 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen) zu.

Anderungsantrag zu Dispositivziffer 2
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Die Mehrheit der SK TED/DIB beantragt Ablehnung des nachfolgenden Anderungs-
antrags.

Die Minderheit der SK TED/DIB beantragt folgende Anderung der Dispositivziffer 2:

2. Artikel 5 der Verordnung Uber die Preise zur Abwasserbewirtschaftung (VPA, AS
711.210), Gemeinderatsbeschluss vom 29. September 2004, wird wie folgt erganzt:

Art. 5 Abs. 7 (neu), d) Befristete Bonusaktion [Marginale]

Die Infrastrukturpreise fiir Wohneinheiten (Art. 5 Abs. 1 lit. a) und fiir Betriebseinheiten (Art. 5
Abs. 1 lit. b) werden in Form eines befristeten Bonus wahrend drei Jahren von 2017 bis 2019
um 50 Prozent gesenkt.

Sofern die Erwartungsrechnung fiir ERZ Abwasser per Ende August 2018 sowie der Budget-
entwurf 2019 des Stadtrats ergeben, dass der Saldo der Spezialfinanzierung per Ende 2019
weniger als 20 Millionen Franken betragt, wird auf den Bonus fiir 2019 verzichtet. Einen all-
falligen Antrag fir einen Verzicht auf den Bonus fiir 2019 unterbreitet der Stadtrat dem Ge-
meinderat mit dem Novemberbrief als Nachtrag zum Budget 2019.

Mehrheit: Sven Sobernheim (GLP), Referent; Vizeprasidentin Helen Glaser (SP), Andreas Edel-
mann (SP), Markus Kunz (Griine), Kyriakos Papageorgiou (SP), Shaibal Roy (GLP) i. V.
von Guido Huni (GLP), Michel Urben (SP)

Minderheit: Andreas Kirstein (AL), Referent; Prasident Heinz Schatt (SVP), Marcel Miiller (FDP),
Reto Rudolf (CVP), Marc Schlieper (FDP)
Abwesend: Kurt Hussy (SVP)

Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 60 gegen 57 Stimmen (bei 0 Enthaltungen)
zu.
Die Detailberatung ist abgeschlossen.

Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) tiberwiesen.

Damit ist beschlossen:

Die Schlussbestimmungen der Verordnung fur die Abfallbewirtschaftung in der Stadt
Zirich (VAZ, LS 712.110) sind durch die RedK zu Uberprifen (Art. 38 Abs. 3 in Verbin-
dung mit Art. 64 Abs. 1 GeschO GR). Die Schlussabstimmung findet nach der Redakti-
onslesung statt.

Art. 31 (neu), Befristete Bonusaktion [Marginale]
Die Infrastrukturpreise fir Wohneinheiten (Art. 19 Abs. 1) und fiir Betriebseinheiten (Art. 20 Abs.

1) werden in Form eines befristeten Bonus wahrend drei Jahren von 2017 bis 2019 um 50 Pro-
zent gesenkt.

Mitteilung an den Stadtrat

2015/297

Weisung vom 09.09.2015:

Tiefbauamt, Baulinienvorlage «Einhausung Schwamendingen», Festsetzung
Antrag des Stadtrats

1. Die Baulinien der Saatlen-, Schoérli-, Tulpen-, Ueberland- und Wallisellenstrasse

werden gemass Vorlage des Stadtrats, Baulinienplan Nr. 2015-10 abgeandert,
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geldscht und neu festgesetzt.

2. Der Stadtrat wird erméachtigt, Anderungen am Baulinienplan Nr. 2015-10 in eigener
Zustandigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Rekursen, im Genehmi-
gungsverfahren oder als Folge einer Anderung am Einhausungsbauwerk als not-
wendig erweisen. Solche Beschlisse sind im Stadtischen Amtsblatt und im Amts-
blatt des Kantons Zirich zu veréffentlichen.

Referentin zur Vorstellung der Weisung / Kommissionsreferentin:

Marianne Aubert (SP): Es geht um eine Baulinienvorlage beim Uberdeckten Autobahn-
einschnitt in Schwamendingen. Mit dem Deckel werden auf den Seiten der neuen Ein-
hausung die kommunalen Baulinien aufgehoben. Das ASTRA hat die neuen Baulinien
bereits festgelegt und jetzt liegt es an der Stadt, unsere Baulinien entlang der Natio-
nalstrasse aufzuheben und den Gegebenheiten anzupassen. Die Liegenschaften kon-
nen teilweise nicht mehr gleich erschlossen werden. Es braucht neue Zufahrtstrassen,
Grenzabstande, Strassenabstande, Baufelder und eine neue Baulinienfestsetzung fur
den kommenden Uberlandpark. Baugenossenschaften warten auf die definitive Festset-
zung, weil sie wissen mussen, wie sie bauen kénnen. In der Kommission haben wir kei-
ne umstrittenen Baulinienveranderungen festgestellt. Speziell mit den Querungen uber
den kiinftigen Uberlandpark sind wir sehr zufrieden.

Schlussabstimmung Uber die Dispositivziffern 1-2

Die SK PD/V beantragt Zustimmung zu den Dispositivziffern 1-2.

Zustimmung: Marianne Aubert (SP), Referentin; Prasidentin Simone Brander (SP), Vizeprasident
Derek Richter (SVP), Andreas Egli (FDP), Renate Fischer (SP) i. V. von Pascal
Lamprecht (SP), Markus Hungerbuihler (CVP), Stephan Iten (SVP), Hans Jorg Kappeli
(SP), Thomas Kleger (FDP), Marcel Miller (FDP), Christina Schiller (AL), Guido Trevi-
san (GLP)

Enthaltung: Markus Knauss (Griine)

Der Rat stimmt dem Antrag der SK PD/V mit 113 gegen 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen)
Zu.

Damit ist in Ubereinstimmung mit dem Stadtrat beschlossen:

1. Die Baulinien der Saatlen-, Schérli-, Tulpen-, Ueberland- und Wallisellenstrasse
werden gemass Vorlage des Stadtrats, Baulinienplan Nr. 2015-10 abgeandert,
geldscht und neu festgesetzt.

2. Der Stadtrat wird erméachtigt, Anderungen am Baulinienplan Nr. 2015-10 in eigener
Zustandigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Rekursen, im Genehmi-
gungsverfahren oder als Folge einer Anderung am Einhausungsbauwerk als not-
wendig erweisen. Solche Beschlisse sind im Stadtischen Amtsblatt und im Amts-
blatt des Kantons Zirich zu veréffentlichen.

Mitteilung an den Stadtrat sowie amtliche Publikation am 8. Juni 2016 gemass Art. 12
der Gemeindeordnung (Ablauf der Referendumsfrist: 7. Juli 2016)
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Eingange
An den nachfolgenden Texten werden keine sprachlichen Korrekturen vorgenommen.

2016/184

Postulat von Florian Utz (SP) und 3 Mitunterzeichnenden vom 01.06.2016:
Erwerb von Ladenflachen zur Vermietung an kleinere und mittlere Lebens-
mittelgeschéafte

Von Florian Utz (SP) und 3 Mitunterzeichnenden ist am 1. Juni 2016 folgendes Postulat
eingereicht worden:

Der Stadtrat wird gebeten zu prifen, wie die Stadt Zurich und ihre Stiftungen Ladenflachen erwerben und
diese anschliessend zu tragbaren Mieten an kleinere und mittlere Lebensmittelgeschéfte vermieten konnen.
Ebenso wird der Stadtrat eingeladen, alle zwei Jahre im Geschéftsbericht eine Liste mit den im Sinne des
Postulates erworbenen Ladenflachen zu publizieren.

Begrindung:

~Wincasa vertreibt in Zirich turkische Laden“ — so lautete unlangst ein Titel des Tages-Anzeigers. Die Zei-
tung fihrte dazu weiter aus: ,Die Immobilienverwalterin verlangt vom Dirok Market im Kreis 5, dass er keine
Lebensmittel mehr verkauft. In einem ahnlichen Fall streitet Wincasa mit einem Ladenbesitzer vor Oberge-
richt.”

Der Dirok Market und der Ege-Markt, von welchen hier die Rede ist, sind mit diesem Schicksal nicht allein.
Andere kleinere Lebensmittelgeschafte mussten bereits schliessen, so etwa der Maxi-Supermarkt beim
Albisriederplatz. Alle erwahnten Geschafte schliessen nicht, weil sie nicht rentiert hatten, sondern allein
deswegen, weil die Liegenschafteneigentimer zur Verlangerung der Mietvertréage nicht bereit waren.

In der Bevélkerung besteht eine grosse Nachfrage nach einem Angebot, wie es in den erwahnten Laden
verkauft wird. Das beweist nicht nur die grosse Resonanz auf die Petition flir die Verlangerung des Mietver-
trags mit dem Dirok Market, sondern vor allem auch der wirtschaftliche Erfolg der erwahnten Geschéfte.
Leider fuhrt die heutige Situation auf dem Immobilienmarkt dazu, dass auch erfolgreiche und beliebte Ge-
schéfte schliessen miissen, da offensichtlich mit anderen Geschéften ein héherer Gewinn erzielt werden
kann.

Aus diesem Grund sollten die Stadt Zirich und ihre Stiftungen in die Liicke springen und den Gewerbetrei-
benden entsprechende Ladenflachen zu tragbaren Mieten anbieten. Dazu sind entsprechende Zuké&ufe auf
dem Markt erforderlich, wobei sowohl der Zukauf von ganzen Liegenschaften mit entsprechenden Gewerbe-
flachen als auch der Zukauf von Gewerbeflachen allein in Frage kommt. Von solchen Zuk&ufen profitieren
alle: Die Gewerbetreibenden kénnen ihren Betrieb weiterfiihren, die Konsumentinnen und Konsumenten
haben weiterhin eine breite Auswahl zwischen einem vielfaltigen Angebot, und die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler profitieren von den — ohne Subventionen zu Stande gekommenen — Steuern des Gewerbes.

Damit der Gemeinderat die Bemiihungen des Stadtrates tUberprifen kann, wird der Stadtrat eingeladen, alle
zwei Jahre im Geschéftsbericht eine Liste mit den im Sinne des Postulates erworbenen Ladenflachen zu
publizieren. Damit ist eine Erfolgskontrolle ohne grossen birokratischen Aufwand moglich.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/185
Postulat von Martin Birlimann (SVP) und Walter Anken (SVP) vom 01.06.2016:
Auflistung der langfristigen Schulden im Budget- und Rechnungsbuch der Stadt

Von Martin Birlimann (SVP) und Walter Anken (SVP) ist am 1. Juni 2016 folgendes
Postulat eingereicht worden:

Der Stadtrat wird gebeten zu prifen, dem Budgetbuch und dem Rechnungsbuch jeweils die Auflistung der
langfristigen Schulden (Anleihen am Kapitalmarkt, Kassascheine und langfristige Darlehen) beizuftigen.

Begriindung:

Die Bilanz in der Rechnung weist die mittel- und langfristigen Schulden aus (beispielsweise im Rechnungs-
buch 2015 auf Seite 57). In der Zusammenfassung ist die Gesamtsumme ausgewiesen (im Rechnungsbuch
2015 Seite 36 unter dem Titel 5. Bestandesrechnung, Bilanz). Die Gesamtsumme und die Veranderung sind
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angegeben.

Hier ist die Zusammensetzung der langfristigen Summe von Interesse. So wie es bei einem Hausbesitzer
wichtig ist zu wissen, ob die Hypothek 2 Jahre oder 10 Jahre dauert und wann sie auslauft, ist die Informati-
on bedeutend, wann welche Anleihe der Stadt auslauft und allenfalls ersetzt werden muss.

Die Auflistung soll Art der Schuld, Betrag, Zins/Coupon, Laufzeit und allenfalls weitere wie Wertpapierkenn-
zahl (ISIN), Emissionsbank oder Glaubiger umfassen. In einer der RPK prasentierten, nicht geheimen Liste
sind 33 Anleihen, Kassascheine und Darlehen im Gesamtbetrag von 5,78 Mrd CHF sowie zwei langfristige
Darlehen gegentiber dem Kanton von 196 Mio CHF aufgelistet (Stand 31. Marz 2016). Aus der Liste geht
hervor, wann welche Anleihe mit welchem Betrag und Zinsfuss auslauft und allenfalls erneuert werden
muss. Diese Information soll jeweils 6ffentlich gemacht werden. Dazu eignet sich das Budgetbuch und das
Rechnungsbuch. Der Umfang wirde jeweils etwa eine Seite umfassen.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/186

Postulat von Dr. Daniel Regli (SVP) und Stephan Iten (SVP) vom 01.06.2016:
Subventionierte Kulturinstitutionen, jahrliche Information Gber den effektiven
Eigenfinanzierungsgrad sowie Publikation der Jahresrechnungen im Internet

Von Dr. Daniel Regli (SVP) und Stephan Iten (SVP) ist am 1. Juni 2016 folgendes Pos-
tulat eingereicht worden:

Der Stadtrat wird gebeten zu prifen, wie der Gemeinderat jahrlich Uber den effektiven Eigenfinanzierungs-
grad aller von der Stadt Zurich subventionierten Kulturinstitutionen informiert werden kann. Dabei sind alle
Formen finanzieller Leistungen der 6ffentlichen Hand ins Verhéltnis zum Gesamtaufwand zu setzen. Ferner
ist sicherzustellen, dass die Jahresrechnungen aller von der Stadt Zurich subventionierten Kulturinstitutio-
nen im Internet wahrend einer Laufzeit von zehn Jahren zugénglich sind.

Begriindung:

In der Debatte zum Postulat GR Nr. 2015/329 sagte Stadtprasidentin Corine Mauch, der Eigenfinanzie-
rungsgrad (EFG) einer Kulturinstitution kénne in 20-30 Sekunden errechnet werden. Das ist aus Sicht der
Postulanten unwahrscheinlich. Die Jahressrechnungen der Kulturinstitutionen kommen bisweilen sehr
schmal daher. Nicht alle Formen von Subventionen sind leicht zu erkennen. So werden Beitrage von Bund,
Kanton und Stadt, Mieterlasse, Abschreibungen von subventionierten Investitionsbeitragen sowie massge-
bliche Sach- und Eigenleistungen der Stadtverwaltung meistens nicht transparent ausgewiesen.

Den Steuerzahlenden gebuhrt es, genaue Kenntnis tber die Leistungsféhigkeit subventionierter Kulturinsti-
tutionen zu haben. Im Hinblick auf die erwahnte Aussage der Stadtprasidentin sollte es keinen allzu grossen
Aufwand mit sich bringen, dem Gemeinderat nach Vorliegen der Jahresberichte der Kulturinstitutionen eine
Liste der adaquaten EFG des Vorjahres zu liefern.

Mitteilung an den Stadtrat

2016/187

Interpellation von Marcel Buhrig (Griine) und Katharina Prelicz-Huber (Griine) vom
01.06.2016:

Vertreibung von Quartierladen in der Stadt, Beurteilung der Entwicklung sowie
rechtliche und planerische Mdéglichkeiten fir den Schutz des lokalen Gewerbes
und des bestehenden Quartierbilds

Von Marcel Bihrig (Griine) und Katharina Prelicz-Huber (Griine) ist am 1. Juni 2016
folgende Interpellation eingereicht worden:

In den letzten Wochen wurde bekannt, dass ein Immobilienunternehmen zwei bekannte Quartierladen aus
dem Kreis 5 mit teils haarstraubenden Methoden (Bsp. Verbot des Verkaufs von Lebensmittel), vertreiben
mdochte. Wenig spater wurde bekannt, dass eine bekannte Supermarkt-Kette eine Geschéaftsliegenschaft
nahe Albisriederplatz Gibernehmen wird, was ebenfalls das Ende fiir einen langjéahrigen Quartierladen be-
deutet. im Kreis 1 hat sich gezeigt, dass mit der Vertreibung von Quartierladen das ganze Quartier an Le-
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bensqualitat verliert und auch das Stadtbild verloren geht.

Daher stellt sich die Frage, wie der Stadtrat die Situation beurteilt, vor allem die weiter anhaltende Vertrei-
bung von Quartierladen in der Stadt und welche allfallige Mdglichkeiten es gabe, diesem Trend entgegen-
zuwirken.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Wie beurteilt der Stadtrat die aktuelle Situation mit dem drohenden Verlust der Quartierladen in den
Kreisen 5 & 9?

2. Hat der Stadtrat in Vergangenheit bereits Massnahmen gegen das ,Ladelisterben” in Angriff genom-
men? Wenn ja, welche und wie erfolgreich waren diese? Wenn nein, wieso nicht?

3. Wie beurteilt der Stadtrat die Entwicklung der letzten Jahre, dass lokal verankertes Gewerbe aus dem
Quartier verschwindet und durch gréssere Marken und Firmen ersetzt wird?

4. Wie kann die Stadt das bestehende Quartierbild sowie langjahrige Gewerbelokale besser schiitzen?

5. Gibt es neben dem Ankauf von Gewerbeliegenschaften durch die Stadt und deren Stiftungen weitere
rechtliche oder planerische Méglichkeiten um bisherige Quartierladen zu schiitzen und deren Weiterbe-
stehen moglichst zu sichern?

6. Hat der Stadtrat eine Strategie bzw. einen Masterplan um das bisherige Quatrtierbild auch im Bezug auf
das lokale Gewerbe zu schiitzen? Wenn nein, wieso nicht? Wenn ja, wie sehen die geplanten Mass-
nahmen aus?

Mitteilung an den Stadtrat

Die drei Postulate und die Interpellation werden auf die Tagliste der n&chsten Sitzung
gesetzt.

2016/188

Schriftliche Anfrage von Simone Brander (SP) und Simon Kalin (Grine) vom
01.06.2016:

Parkierung von Motorradern, Praxis der Stadt bezlglich der illegal abgestellten
Motorrader sowie Mdglichkeiten fir die Bewirtschaftung der Parkierung

Von Simone Brander (SP) und Simon Kalin (Griine) ist am 1. Juni 2016 folgende Schrift-
liche Anfrage eingereicht worden:

Die Zahl der Motorréader nimmt in der Stadt Zirich seit 1999 laufend zu — einen Boom erlebten die Motorra-
der ab April 2003, als neue Fihrerscheinkategorien eingefiihrt wurden. Immer mehr Motorrader werden zum
Pendeln eingesetzt. Immer mehr Flachen des 6ffentlichen Raumes werden durch die Parkierung von Motor-
radern belegt. Bei Autofahrenden hat sich die Bewirtschaftung der Parkierung mit zu benutzenden Parkfel-
dern und Gebuhren bewahrt. Fir Motorrader gibt es praktisch keine solche Bewirtschaftung der Parkierung.
D. h. die Abstellflachen fir Motorrader stellt die Stadt Zirich den Motorradern in den meisten Féllen gratis
zur Verfligung. An vielen Orten stehen Motorrader zudem auf dem Trottoir, was gemass Art. 41 VRV verbo-
ten ist. Dennoch wird dies in der Stadt Zirich haufig toleriert und von der Stadtpolizei nicht gebiisst. Die auf
dem Trottoir illegal abgestellten Motorrader behindern den Fussverkehr oder sind beim Parkieren gar ein
Sicherheitsrisiko. Auch beziglich Larm- und Luftemissionen sind Motorrader problematisch. Motorrader
durfen heute gleich laut sein wie Lastwagen und durfen héhere Emissionen aufweisen als Personenwagen.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:
1.  Wie hat sich der Motorradbesitz in den letzten 10 Jahren in der Stadt Zurich entwickelt?

2. Wie hat sich die Nutzung von Motorradern (gefahrene Kilometer, belegte Flache des 6ffentlichen
Raums) in den letzten 10 Jahren in der Stadt Zirich entwickelt?

3. Angeblich wird das Parkieren von Motorréadern weder in den Ausbildungsrichtlinien des Bundes fur
Motorradfahrlehrpersonen noch an der theoretischen Priifung thematisiert. Teilt der Stadtrat die Mei-
nung, dass viele Motorradfahrende gar nicht wissen, dass das Parkieren auf dem Trottoir illegal ist?
Falls ja, wie plant der Stadtrat diesem Unwissen zu begegnen?

4.  Weshalb toleriert der Stadtrat das illegale Parkieren von Motorradern auf dem Trottoir?
5. Ist der Stadtrat bereit, kiinftig illegal parkierte Motorrader korrekt zu biissen?
6. Bereits im Jahr 2006 hat das Tiefbauamt der Stadt Zirich im Bericht «Motorrader in der Stadt Zirich,
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Eine Grundlagenanalyse» festgestellt, dass vermehrt falsch parkierte Motorréder angezeigt werden.
Wie viele falsch parkierte Motorrader werden pro Jahr verzeigt? Wie hat sich die Anzahl der Verzei-
gungen in den letzten 10 Jahren entwickelt?

7.  Bis zu fuinf Motorrader kdnnen auf einem Autoparkplatz abgestellt werden. Das Parkieren von Motor-
radern ware gegenliber demjenigen von Autos also flacheneffizienter. Dies wéare besonders in der In-
nenstadt von Vorteil. Ist der Stadtrat bereit, weitere Autoparkpléatze in Parkplatze fur Motorrader um-
zuwandeln? Falls ja, wo sieht er den héchsten Nachfragedruck?

8. Das Tiefbauamt der Stadt Zirich schreibt in seinem Bericht «Motorrader in der Stadt Zirich, Eine
Grundlagenanalyse»: «Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass viele Lenker auch bereit
waren, fur diesen Komfort eine Parkgebiihr zu bezahlen (vor allem auch weil der durchschnittliche
Motorradfahrer immer alter und zahlungskraftiger wird).» Welche Vor- und Nachteile hatte die
Bewirtschaftung der Motorfahrrader-Parkierung? Wéare der Stadtrat bereit, eine Parkierungsgebiihr
fur Motorrader einzufiihren?

Mitteilung an den Stadtrat

2016/189

Schriftliche Anfrage von Stefan Urech (SVP) und Martin Gétzl (SVP) vom
01.06.2016:

Ausristungsstandard der Sekundarschulhduser bezlglich Beamer und Visualizer,
Kriterien und Maglichkeiten fur eine Entwicklung der Infrastruktur unter Einhal-
tung der Globalkredite

Von Stefan Urech (SVP) und Martin Gotzl (SVP) ist am 1. Juni 2016 folgende Schriftli-
che Anfrage eingereicht worden:

In Zirich gibt es Sekundar-Schulh&user, in denen kaum ein Unterrichtszimmer mit einer zeitgeméassen Inf-
rastruktur wie z.B. einem Beamer oder einem Visualizer ausgestattet ist.

Visualisierungen und Prasentationen mit PowerPoint, Keynote, Prezi oder kurzen Videosequenzen aus dem
Internet gehdren heute zum Standardunterricht. An der Padagogischen Hochschule Zirich werden die an-
gehenden Sekundarschullehrer ausgebildet, wie man sinnvolle Prasentationen gestaltet und neue Medien in
den Unterricht integrieren kann.

Es ist davon auszugehen, dass zahlreiche Lehrpersonen nach ihrer Ausbildung in einem Stadtziircher Un-
terrichtszimmer ohne Beamer / Visualizer unterrichten werden und missen. Wéahrend die Stadt Zirich zahl-
reiche kostenintensive Schulprojekte lanciert, mangelt es an der Beschaffung zeitgerechter Hilfsmittel und
Infrastruktur.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Inwie vielen Sekundarschulhdusern der Stadt Zirich sind weniger als 50% aller Unterrichtszimmer
ohne einen Beamer ausgestattet? Bitte um detaillierte Auflistung der Schulhduser und der jeweiligen
Anzahl Unterrichtszimmer ohne Beamer.

2. In wie vielen Sekundarschulhdusern der Stadt Zirich kann heute bereits mit mindestens einem Visuali-
zer unterrichtet werden?

3. Bitte um Begriindung, weshalb die Schulzimmer ohne zeitgeméasse Visualisierungsinfrastruktur ausge-
stattet sind.

4. Wird bei der Vergabe der Globalkredite darauf geachtet, ob diese flir eine zweckmassige Infrastruktur
eingesetzt werden? Wenn ja, nach welchen Kriterien und unter welcher Kostenstelle wird dies ver-
bucht? Wenn nein, unter welchen Bedingungen kann ein Schulhaus zeitgemésse Visualisierungsinfra-
struktur beantragen?

5. Bis wann plant die Stadt Zirich, unter kostenneutraler Einhaltung der Globalkredite und ohne Zusatz-
kredite, in allen Unterrichtszimmern einen Beamer / in allen Schulh&dusern einen Visualizer zur Verfu-
gung zu stellen?

Mitteilung an den Stadtrat
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2016/190

Schriftliche Anfrage von Dr. Daniel Regli (SVP) und Stephan Iten (SVP) vom
01.06.2016:

Versteckte und halb6ffentliche Subventionen fir stadtische Kulturinstitutionen,
Auflistung der Kosten durch die Miete von Lokalitaten, den Kauf von Tickets
sowie erbrachte Sach- und Eigenleistungen

Von Dr. Daniel Regli (SVP) und Stephan Iten (SVP) ist am 1. Juni 2016 folgende Schrift-
liche Anfrage eingereicht worden:

Fur Willkommensanléasse der Lehrlinge der Stadt Zurich wurde geméass Aussage von alt Stadtrat Martin
Vollenwyder auch schon mal das Schauspielhaus gemietet. Die Miete soll laut verlasslicher Quelle Fr.
25'000 betragen haben. Eine solche tiberméssige Ausgabe ist aus Sicht der SVP eine Quersubventionie-
rung des Schauspielhauses.

Um seine budgethoheitliche Aufgabe richtig bewdltigen zu kénnen, bedarf der Gemeinderat der Stadt Zirich
umfassender Kenntnisse mdglichst aller Formen von versteckten und halbéffentlichen Subventionen. In
diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie viele Male wurde im Verlauf der letzten zehn Jahre das Schauspielhaus zu welchen Konditionen
und fiir welche Zwecke gemietet? Wie viele Lehrlinge nahmen an den Anlassen im Schauspielhaus
teil? Welche glinstigeren Optionen hatte man fir die Durchfiihrung der Anlasse zu welchen Konditionen
mieten kénnen? Warum erachtete der Stadtrat es als zwingend, die hohen Kosten fiir die Miete des
Schauspielhauses zu tatigen?

2.  Welche Kosten entstanden der Stadt Zirich im Verlauf der letzten Jahre durch die weitere Anmietung
von Lokalitaten bei Kulturinstitutionen, welche von der Stadt Zirich subventioniert werden? Bitte jahrlich
auflisten nach Kulturinstitution, Mietkosten und Zweck.

3.  Welche Kosten entstanden der Stadt Zurich im Verlauf der letzten Jahre durch den Kauf von Tickets bei
Kulturinstitutionen, welche von der Stadt Zirich subventioniert werden? Bitte jahrlich auflisten nach Kul-
turinstitution, einkaufenden Dienstabteilungen, Ticketkosten und Begiinstigten.

4. Welche Sachleistungen erbrachte die Stadt Zurich im Verlauf der letzten Jahre zu Gunsten von Kultur-
institutionen, welche von der Stadt Zirich subventioniert werden? Bitte jahrlich auflisten nach Kulturin-
stitution, Kosten und Zweck der Sachleistung.

5.  Welche massgeblichen Eigenleistungen erbrachte die Stadt Zirich im Verlauf der letzten Jahre zu
Gunsten von Kulturinstitutionen, welche von der Stadt Zirrich subventioniert werden? Bitte jahrlich auf-
listen nach Kulturinstitution, Kosten und Zweck der Eigenleistung.

6. Wie viele Arbeitsplatze stellt die Stadt Zurich in Biros der stadtischen Verwaltung zur Verfiigung fur
Mitarbeitende von Kulturinstitutionen, welche von der Stadt Zirich subventioniert werden? Bitte jahrlich
auflisten nach Kulturinstitution, Anzahl Personen, Adressen der Dienstabteilungen und Kosten.

7. Welche Raumlichkeiten vermietet die Stadt Zirich an Kulturinstitutionen, welche von der Stadt Ziirich
subventioniert werden? Bitte jahrlich auflisten nach Kulturinstitution, Raumlichkeiten, Flachen, Zweck
und Kosten (Fr./m? p.a.).

Mitteilung an den Stadtrat

2016/191

Schriftliche Anfrage von Markus Knauss (Griine) und Matthias Probst (Grine)
vom 01.06.2016:

Planung von Velostrassen und Veloschnellrouten, Hintergriinde zur fehlenden
Koordination mit den Planungen des Kantons in Altstetten und Zirich-West

Von Markus Knauss (Griine) und Matthias Probst (Griine) ist am 1. Juni 2016 folgende
Schriftliche Anfrage eingereicht worden:

In der Einleitung zum Regionalen Richtplan heisst es: ,Der regionale Richtplan ist das strategische Fih-
rungsinstrument der Region fir die Koordination und Steuerung der langfristigen und raumlichen Entwick-
lung (830 PBG). Er ermdglicht es, rAumliche Chancen und Potenziale friihzeitig zu erkennen und gezielt zu
nutzen, und stellt die Abstimmung mit den tber- und nebengeordneten Planwerken sicher.”

Nun ist dem Agglomerationsprogramm Limmattal, 3. Generation zu entnehmen, dass der Kanton Zirich

26



1963.

103. Sitzung vom 1. Juni 2016

eine Veloschnellroute von Altstetten bis Killwangen mit der Prioritat A plant. Fir die erste Etappe Altstetten
bis Schlieren auf der Achse Vulkanstrasse ist ein Betrag von 6 Millionen Franken angemeldet.

Der Gemeinderat hat in der Richtplandebatte vier so genannte Velostrassen in den regionalen Richtplan
eingetragen. Der zustadndige Stadtrat hat sich gegen diese Richtplaneintrdge gewehrt mit der Begriindung,
fur die Planung von Velostrassen sei das ASTRA in der Verantwortung und der Eintrag von einzelnen Stre-
cken mache aus Netzliberlegungen keinen Sinn.

Ebenfalls in den Richtplan eingetragen wurde eine neue Tramstrecke auf der Vulkanstrasse als Fortsetzung
des Trams Zurich West.

Bei dieser doch reichlich unkoordinierten Planung stellen sich folgende Fragen:

1. Warum wurde der Gemeinderat, resp. die zustandige Kommission, im Rahmen der Richtplan-
diskussionen nicht tGiber die Planungen des Kantons fiur eine Veloschnellroute in Altstetten informiert?

2. Welche Qualitatsanforderungen sieht der Kanton Ziirich fur seine Veloschnellrouten vor?
3. Warum hat der Stadtrat die vom Gemeinderat geplanten stadtischen Velostrassen nicht genutzt, um
selber in Sinne des Netzgedankens eine Fortfiilhrung in der Stadt Zurich vorzusehen?

4. Warum wurde die Weiterfiihrung der Veloschnellroute des Kantons Zirich bis zur Personen-
unterfiihrung Bahnhof Altstetten—West (im Agglomerationsprogramm Zirich-Glattal, 3. Generation, als
Prioritdt A angemeldet) nicht in adaquater Form planerisch gesichert?

5. Warum wurde die geplante stadtische Masterplanhauptroute Vulkanstrasse-Argauerstrasse als
Fortfihrung der kantonalen Veloschnellroute nicht auch gleich als stadtische Velostrasse vorgesehen,
resp. dann auch im Agglomerationsprogramm angemeldet?

6. Warum wurde die kantonale Veloschnellroute nicht in den Kreis 5 weiter gefiihrt, entweder mit einer
Verbindung zur neu geplanten Veloroute Hardturmstrasse-Sihlquai-Stadttunnel-Sihltal oder mit der
Veloroute Pfingstweidstrasse?

7. Warum wurde keine Verknupfung mit der vom Gemeinderat beschlossenen Velostrasse Baslerstrasse-
Bullingerstrasse-Stauffacherstrasse vorgesehen?

8. Warum hat der Stadtrat nicht die Richtplanrevision dazu genutzt, die diversen raumrelevanten
Verkehrsbedurfnisse (Veloschnellroute des Kantons, Hauptfussgéngerachse zum geplanten und im
kantonalen Richtplan eingetragenen Eishockeystadion) planerisch darzustellen und so zusammen mit
der vom Gemeinderat beschlossenen Tramlinie friihzeitig auf den Koordinationsbedarf hinzuweisen
und sich eventuell auch kantonale Gelder zu sichern?

Mitteilung an den Stadtrat

2016/192

Schriftliche Anfrage von Felix Moser (Griine) und Karin Rykart Sutter (Griine) vom
01.06.2016:

Modul «Schuler/innen Email» im Rahmen des Projekts KITS3, Zielgruppe fur den
Einsatz von Email-Accounts sowie Lernziele und Verwendungsmaoglichkeiten fir
die Schilerinnen und Schiuler

Von Felix Moser (Grine) und Karin Rykart Sutter (Grune) ist am 1. Juni 2016 folgende
Schriftliche Anfrage eingereicht worden:

Die Medienlandschaft hat sich dank elektronischer Medien in den letzten Jahren rasant verandert. Daher
wird auch Medienbildung in der Volksschule immer wichtiger, auch im aktuellen Lehrplan ist der Mediener-
ziehung ein ganzes Kapitel gewidmet.

Der Stadtrat hat mit STRB 210/2013 das Projekt KITS3 bewilligt. Ein Modul von KITS3 ist «Schuler/innen
Email». Dabei wird ausgefiuihrt, dass dieses Kommunikationsmittel auch den Schiilerinnen und Schiilern der
Stadt Zirich flachendeckend zuganglich gemacht werden soll, mit anderen Worten, dass alle Schilerinnen
und Schiler eine Mail-Adresse erhalten sollen.

Im Zusammenhang mit der Umsetzung dieses Moduls stellen sich einige Fragen, da das Modul im Stadt-
ratsbeschluss nur sehr grob umschrieben ist. Wir bitten den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden
Fragen.

1. Fur welche und wie viele Schiilerinnen und Schiiler ist der Einsatz von Email-Accounts vorgesehen?
Wir bitten um eine Ubersicht mit Angabe von Anzahl Schiilerinnen und Schiiler jeweils nach Alter bzw.
Schuljahr.

2. Wie weit ist die Planung des Moduls «Schiler/innen-Email» fortgeschritten? Wann ist die Einfihrung
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von «Schiler/innen Email» fir welche bzw. wie viele Schulen geplant?

3. Wie hoch sind die Kosten fiir das Modul «Schuler/innen Email»? Wir bitten um Angaben aller Kosten,
inklusive Software-, Hardware-, Support-, Schulungs- und Weiterbildungskosten, jeweils unter Auffiih-
rung der einmaligen und wiederkehrenden Kosten.

4. Welche inhaltlichen Aufgaben bzw. Lernziele kénnen mit einer personlichen Email-Adresse vorgenom-
men werden? Wurde geprift, ob diese Ziele auch auf eine andere Art erreicht werden kénnen?

5.  Wie kann man sich den Einsatz von «Schiler/innen Email» in der Schule konkret vorstellen?

6. Erhalten auch Kindergarten-Kinder und Unterstufen-Schilerinnen und -Schiler eine Email-Adresse?
Falls ja, wie stellt man sich die stufengerechte Anwendung vor?

7. Koénnen die Schiilerinnen und Schiiler Ihre Email auch fur private Zwecke verwenden? Welche Uberle-
gungen hat sich der Stadtrat bezuglich des Regelungsbedarfs der Verwendung schulischer Email-
Adressen gemacht (Datenschutz, Haftung, usw.)?

8. Konnen die Emails der Schulerinnen und Schiiler von Eltern oder Lehrpersonen mitgelesen werden?
Welche Uberlegungen machte sich der Stadtrat zu dieser Frage auch aus padagogischer und rechtli-
cher Sicht?

9. Sind dem Stadtrat andere Schulen, Institutionen oder Orte bekannt, wo Schiler/innen flachendeckend
mit Email arbeiten? Falls ja, bitten wir um eine Ubersicht und Zusammenstellung allfalliger Erfahrungen.

10. Neben Email gibt es verschiedene andere Kommunikationsformen, die gerade bei Jugendlichen stark
verbreitet sind, z.B. SMS, WhatsApp, Chats, Facebook, u.v.m. Wie plant der Stadtrat, die Medienbil-
dung bei diesen und weiteren Kommunikationsformen umzusetzen? Ist es korrekt, dass der Fokus (in-
haltlich und finanziell) in den nachsten Jahren hauptséachlich auf Email-Bildung liegt? Weshalb?

Mitteilung an den Stadtrat

2016/193

Schriftliche Anfrage von Isabel Garcia (GLP) und Martin Luchsinger (GLP) vom
01.06.2016:

Entwicklung und Bedeutung der Startup-Unternehmen in der Stadt sowie Beurtei-
lung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und Handlungsspielraume

Von Isabel Garcia (GLP) und Martin Luchsinger (GLP) ist am 1. Juni 2016 folgende
Schriftliche Anfrage eingereicht worden:

In den letzten Wochen wurde in der Offentlichkeit und auf politischer Ebene die Frage der Besteuerung von
Startup-Unternehmen intensiv und kontrovers diskutiert. Da die Stadt Zlrich ein wichtiger Standort flr Star-
tup-Unternemehn ist, bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Wie hat sich die Anzahl von Startup-Unternehmen in der Stadt Zirich in den letzten 10 Jahren entwi-
ckelt und welchen Branchen werden diese zugeordnet? Wir bitten um eine tabellarische Ubersicht.

2. Wie beurteilt der Stadtrat die Wichtigkeit von Startup-Unternehmen fiir den Wirtschaftsstandort Stadt
Zirich ein?

3. Fuhrt der Stadtrat einen regelméassigen Austausch mit Vertreterinnen von Startup-Unternehmen? Wenn
ja, welche Erkenntnisse lber die Herausforderungen von Startup-Unternehmen hat er daraus gewon-
nen; wenn nein, plant er einen solchen regelmassigen Austausch in naher Zukunft zu ins Leben zu ru-
fen?

4. Wie schatzt der Stadtrat die aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir Startup-Unternehmen ein
(Besteuerung, Kapitalbeschaffung, Rekrutierung von Mitarbeitenden etc.) und Gber welche Handlungs-
spielraume verfiigt der Stadtrat, diese zu beeinflussen bzw. wie beabsichtigt der Stadtrat, sich fir die
Belange von Startup-Unternehmen einzusetzen?

Mitteilung an den Stadtrat
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Kenntnisnahmen

2016/111

Dringliche Schriftliche Anfrage von Martin Gotzl (SVP), Dr. Daniel Regli (SVP) und
43 Mitunterzeichnenden vom 06.04.2016:

Performance «Die grosse Austreibung» im Theater Neumarkt, rechtliche Ein-
schatzung und Vorgehen der Theaterleitung sowie Einsatzkosten der Polizei

Der Stadtrat beantwortet die Dringliche Schriftliche Anfrage (STRB 390 vom 18. Mai
2016).

2016/66

Schriftliche Anfrage von Stephan Iten (SVP) und Stefan Urech (SVP) vom
02.03.2016:

Quartierkoordination Zurich, Aufgaben und Ressourcen der Stelle sowie Angaben
zu den unterstitzten Vereinsgrindungen

Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 396 vom 18. Mai 2016).

2016/74

Schriftliche Anfrage von Felix Moser (Griine) und Markus Knauss (Griine) vom
09.03.2016:

Einsatzmittel der Polizei bei Demonstrationen, Richtlinien, Einsatzmdglichkeiten
und mdégliche Gefahren beim Einsatz von «Pfefferspray-Karchern»

Der Stadtrat beantwortet die Schriftliche Anfrage (STRB 393 vom 18. Mai 2016).
2014/336

Weisung vom 29.10.2014:

Amt fur Stadtebau, Gesamtiiberarbeitung Regionaler Richtplan Stadt Zurich,

Verabschiedung fir die Festsetzung durch den Regierungsrat

Die Frist fur das fakultative Referendum gegen den Gemeinderatsbeschluss vom
6. April 2016 ist am 12. Mai 2016 ungenutzt abgelaufen.

Die amtliche Publikation erfolgt am 8. Juni 2016.

Né&chste Sitzung: 8. Juni 2016, 17 Uhr.
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	„Wincasa vertreibt in Zürich türkische Läden“ – so lautete unlängst ein Titel des Tages-Anzeigers. Die Zeitung führte dazu weiter aus: „Die Immobilienverwalterin verlangt vom Dirok Market im Kreis 5, dass er keine Lebensmittel mehr verkauft. In einem ähnlichen Fall streitet Wincasa mit einem Ladenbesitzer vor Obergericht.“

